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widerstande gegen den thvaen
Es gibt nsur zivei Mächte, die b ed i ng ungs l os siir den Var--

thouschen Paktvvrschlag sind: Frankreich und Rußland Aus die

stärksten Widerstände stößt dieser Vor-schlag bei Deutschland »und Polen.
Paris ist bemüht, diese Widerstände zu überwinden. Deutschland
gvgeniiber bedient es sich hier-bei der englischen, Polen gegenüberder
1’Ulslscl)enHilfe. Bei Deutschland ergeben sich die Vöidserstande
in erster Linie aus der Gleich«berecht:isgungs-, bei Polen
vor allem aus der bal tisch e n F r ag e. Was zunächstDeutschland
anlangt, so versucht Paris die Sache so hinzu-stellen, als ob sich sur das

Reirh mit einem eventuellen Beitritt zum Ostpakt diise Aussicht er-

öffne, in den Genuß der gewünschten Gleichberechtigung zu gelangen-
Wlie steht es aber damit? Aus der die-se Frage beriihrendesn For-
mel, die Paris und London miteinander vereinbart

haben, geht eindeutig hervor, zdaß dort iiberhauspt nicht ernsthaft
daran gedacht ist, Deutschland als Gegenleistng flir seinen geforderten
Veitritt zum Osstpakt eine wirkliche Gleichberechtigung zuzuerkennen
Die-se Formel besagt nur, daß nach Auffassung der beiden Regierun-
9211 »d« Abschluß ein-es solchen Paktes und Deutschlands Teilnahme
an deiii jetzt ins Auge gefaßten System gegenseitiger Garantien »die

beste Grundlage bilden wsiirden fiir die Aufnahme von
V e r h a n d l u n g en ijber »den Abschluß einer Konvention, die eine
v e r n i.i n f t i g e Anwendung des Grundsatzes der deutschen Gleich-—
berechtigung in einem Siehe rih e i t s r e g i m e alle Nationen
vorsehen w·iirde«. Das heißt: Deutschland soll keineswegs die volle
Gleichberechtigung zuierkunnt werden, sondern es wird ihm ledig-lich
die M ö g l ich k e it von Verhandlungen iiber diese Frage. in Aus-—-

sicht gestellt. Asus dem Wortlaut der Formel geht weiter her-
vor, daß zwischen den beiden Regierungen libereinsriiinmung daruber

besteht, daß Deutschland bei iden in Aussicht gestellten Verhandl-un-
geii nicht die volle, sondern bestenfalls nur ein.,,ver»-
ii ii ii f t i g e s« M aß v on G l e i ch b e r echt ig un g z-uzub«illi-geiiest.

Was es aber im Falle der Gleichberechtigung Deutschlands mit der
von der Sicherheitsvsischose belasteten französischen»Vern»uiif«t·sauf llth
hat, das haben die letzten Jahre zur Gienijge bewiesen. Es ist klar ,

dOlZ Deutschland sich keinesfalls auf derartig un-

klar-e und offensichtlich nicht ehrlich gemeinte Ver-—

tllbiturigen ein-lassen kann.
Dir- Einstelluiig Poleiis zum Ostpakt ergibt sich vor allemaus der

bOlUlkbetl Frage. TIarsrhau befürchtet — und qzwar nicht WJ
Uklkkkbt——, daß seine baltisrhe Politik durch das Zustandekommendes

Barthvuschen Paktes lahmgelegt wird. Es isrzunarhstein-malg eg en
einen Jiulsammenischlsußder baltischeii Staaten, solange Umstle OlssRad
polnisch-litauische Verhältnis nicht restos in seinem« Sinqnegeklärt
worden ist. Läßt sich aber ein Baltenblock,«derlierztempllljonsd DFL
allgemeinen Paktonianie so aktuell geworden iisstwie noch nie, nicht veik
meiden, dann legt Warsrhau ganz entscheidenden Wert darale dpd
Polen hierbei die Führung erhält, iund es wird sich-nicht
damit einverstanden erklären, daß sich esin Zuiqumgniskhsusz«de baltisrhen
Staaten unter deut·lkl)2m-kussssillkhemoder französischsemProtesktorate
vollzieht. Frankreich wäre an sich vielleichtnicht grundsalzlikbAbge-
neisgt, Polen die Führung in«der baltisrhen Angelegenheitzum-ber-
lasseii. wenn es dassiir di;e»pvlinischeZustimmng Fu jelkwm euxopmijkhgn
Paktsystein eintauscheiikonnte. Wenn es sich trotzdem zu diesem Zu-

geständnis offenbar nicht zu entschließenver-mag, so sind hierfur wvihl

zwei Gründe maßgebend:Erstens macht lan d, idgs den Haupt-

kasstok im französischenPakt-stiften bildet, seinem pglaf-schenNachbarin
die Führung im Baltisksum streiti·g,.iveiles diedamit verbundene Star-
kung der politischen und milsitariskhen cPosition Potenz naturgemäß
ais usneriviinjcht anlehnen mulzz »Und Zweitens befundtet stankteich,

daß ein irn Baltiikum macht-politisch verankertes Polen nur noch mehr
als bisher dazu neigen wriirde, seine eigenen Wege zu gehen und sich
von dem Einfluß der französischen Dipsloniatie zu befreien. Inwieweit
das zutreffen w-iir-d-e,mag dahingestellt bleiben. C a tsa rh e ist ,

d a ß
Polen gegenwärtig den offsiziellen Verhandlungen
iiber den Ostpakt auszuweirhen bestrebt ist, zu-

gleich aber alle Hebel zur Lösung ider baltischen
F r a g e a n s e tz t

, nm erst dann, wenn es hsier Erfolg gehabt hat, ge-
stutzt auf Risga, Resoal uind vielleicht auch auf Kasuem zum lOlstpakt
endgiiltig Stellung zu nehmen. Oberst Verk besucht die Haupts-käme
Estands nnd Lett·lan-ds, uin die Regierung-en dieser Staaten fiir ein

gemeinsames Vorgehen in der Paktfrage, d. h. fiir die Anerkennung
des pvslnisrhen Proteklorats zu gewinnen. Zugleich wird Litaueii

gegeiiiiber das täglich wechseln-de Spiel der Versuchsballvns iind Lie-

bensnsiirdiglkesitein der Freundischastsangesbote sund Geriirhte fortgesetzt,
um den Bild-erstand des kleinen cNachbarn zu zermsijrben iind ihni einen
versschleierten Verzicht auf Wilna albziuschimesirhe«l«n,— etwa narh der
Art eines angeblichen Vorsrhslages von polnischer Seite, demzufolge
Polen einige Grenzbezirke an Litauen abtreten, Wilnia dagegen fliir
die Dauer von 20 Jahren unter polnischem Protesktorat bleiben und

dann iiber seine endgültige staatliche Jsuigehörigkeit abstimsinen soll. Ge-

lingt Polen eine Einigung niit den drei baltsischen Staaten, dann wer-

den seine Forderiuiigem die es in der Frage des Ostpaktes zu stellen
hat, naturgemäß an Racl),dr-uck nnd Bedeutung gewinnen. Dsie Frage
llt nur-, ob sich die polnischen Forderungen darin mehr gegen die fran-
zösischen oder gegen die deutschen Interessen aus-wirken werden.

Run wiegen die Gründe, die aurh nach einem etwaige-n Erfolg in
der baltiisrhen Politik fiiir esiiie weitere Opposition gegen die französi-
schen Psaktplsäne sprechen, zwesilfelilosschwerer als die Aussichten, die
sich fiir Polen dann aus einem eventuellen Wiiesdereinschweniken in die

französische Linie ergäbe-n. Man verigegenwärtige sich einmal die poli-
tische Karte Europas, auf der D e u t s rh l a n d u n d P v l e ii als kon-

tinentale Vinnsenräunie zwischen Frankreich uiid
S o w 1 e tu n i v n erscheinen, und erinnere sich dabei asuch der Cat-

suche, daß dner Hauptton des französischen Pakt-
l gjk e m S-na U f d e m As i l i t ä r is ch e n liegt. Dei-itsrhlaiid und Polen
befinden sich in den paktgeinäß möglichen Fällen einer ,,—g»egenseitigen
Hiislsfeleistung«stets in der gleichen mißlirheii und gsefahrbringenden Lage,
die Schauplätze eines bewaffneten Zusammen-
stolzes nnd sdie Durrhgangsgebsietse ,,verbiinsdeter«
Heere zu nseriden Ganz mit Recht hat man die Situation, in die

Polen dadurch geraten könnte, daß ihsm asuxfGrund des Pakties etwa

soswjetrussisrhe Cruppen gegen Deutschland zu Hilfe geschickt werden

würden, mit der Lage verglichen, in der sich das altpoilnische Reich wäh-
rend der letzten Jahrzehnte vor 1772 befand. Wer will die Garantie

dafür übernehmen, daß die Rote Armee, die Trägerin eines revolutio-
näresi Gedankens, im gegebenen Falle nicht etwa ,,»vergißt«,den polinischen
Boden wieder zu räumen? Polen ihast allen Anlaß, derartige Möglich-
keiten, die sich aus dem Paktgewirr der französischen Diploniatiie er-

geben können, in Erwägung zu ziehen. Es kann Isiichnicht darauf ver-

lassen, »daß es schon nicht so schlimm kommen wir«d«. »Der Pakt
ohne Deut-schlaiid«, schrieb Graf Romer im Wsilnaer ,,Scloswo«,
,,w«rirde fiir uns den Verlust der Vorteile bedeuten,
die wir aus der deutssch-polnisrhen Verständigung
haben. Wir wiirdeii dasiir an Stelle eines fiir uns so bequemen
Bündnisses mit Frankreich — e i n e ,g e g e nsesitige Hilfe« er-

halten, die wir keineswegs wünschen. Quidquid id est,
timeo Danaos et dona ierentes (Was es auch sei, ich fürchte dise

Donner-, auch wenn siseGeschenke -a-n"bieten).« Dr. K.



Memel unter Fremdherrfchaft
Die Signatartuächite.

Die Reichsregierung hat gegen die Entrechtsung des

Memelgebiets bei den Siigniatarmächlten ssdes Memel-
statsuts Einspruch erhoben und diese san sdsie Verpflichtung, die
sie »dem Deutschtum des Gebietes gegenüber auf sich ge-
nommen haben, erinnert. Aber, wie zu erwarten war, ist mit einem
Eingreifen der Regierung-en der Signatarmächte zugunsten des be-

drängten Memeldeustsschtums nicht zu rechnen. Von Frank-
reich hat das wohl- auch von vornherein niemand erwartet. Der

sgsa·ll«i!scheTha:uvin-ismu.s, der in Varthou tseisne klajssisscheWiejdergeburt
erlebt, läfzt eine önteroention zugunsten des ,,deutschen Ecbfeindes«
nicht zu. Der »heilige Egoismus« Italiens sieht in der Memel-
frage keine Veranlassung, sich in diplomatische Unkosten zu stürzen. Und
was Lo ndo n anlangt, so hat sder Lord-siegelbewashrer Eden im Unter-
haus auf eine Anfrage hin zur Memelfrage in einer Weise Stellung
genommen, die tgpisch für die dserzeitigen Herren in Downingstreet ist:
zu schwach, um gegen Frankreich asufzutretem und zu »moralisch«,um

Deutschland sein Recht zuzugestehen. Sir Simon, bestätigte -E.den, habe
ein-e Rote vom deutschen Botschafter erhalten, die über verschiedene
angebliche (ll) Verletzungen des Statuts von seiten der litauischen Re-

gierung Beschwerde führt. Die brsitische Regierung habe die Lage in
Memel mit reger Aufmerksamkeit verfolgt und sei bereits vor Eingang
der deutschen Rote mit den Regierungen ider anderen Ssignsatarmächte
in Verbindung getreten. Ein Eingreifen der Signatarmächte lehnte
Eden jedoch ausdrücklich ab, indem er seiner Erklärung hinzufügte, dafz
Deutschland, solange es aufzerhalb des Völker bun des stehe, kein
Recht zum Einspruch »in der Memelfrage hsctbel England gibt der
Welt durch diese Erklärung seines Liordlsiegelbewaihrers zu verstehen,
dafz es eine Eicislsöisungseines gegebenen Wortes nur dann in Er-

wägung zu ziehen gedenkt, wenn es damit selbst ein politisches Geschäft
machen kann. Es will die Memelangelegenheit benutzen, um Frankreich
zuliebe das selbständig gewordene Deutschland wieder in die Retze des
Völkerbundes zu locken.

überzeugen oder unterdrücken?

öm Folgen-den geben wir —

zum Teil einem Vortrag von

Prof. Dr. Ob e rlän d er folgend — einen Bericht über die unhalt-
bar gewordene Lage im Memelgebiet:

Am Lö. Juni wurde das deutsche Landesdirektorium Dr. Schreiber
vom Memelgouverneur Dr. Raoakas seines Amtes enthoben. Da s

war gerade am 15. Jahrestag von Versaillesl Ein-—

dringlicher und- beispielhafter als es hier geschehen ist, hätte keiner
sder zahlreichen Rutzniefzer dieses Gewaltfriedens dass durch Vsersasilles
dem deutschen Volke zugefügte Unrecht demonstrieren können als
es Litauen mit diesem Gewaltstreich getan hat, der eine neue schwere
Rotzeit über das dem Reich entrissene Gebiet heraufbeschworen hat.
Musz dieses Vorgehen der Litauer gerade am Jahr-estage oon Ver-
sailles, als in Deutschland die Fahnen auf Halbmast standen, nicht wie
eine bewuszte, zgnische Proookation des deutschen
V o l k e s anmuten?

Es gab für Litauen, als ihsm das Memelgebiet von den Feinden
Deutschlands ohne Vol·ksbefragung, ja entgegen dem deutlich erkenn-
baren Willen der Gesamtbeoölkerung des Gebietes, unter be-

stimmten, sism Memelstatut festgelegten Bedingungen zugeteilt wurde,
zwei Wege, dieses Land in sein junges Gemeinwesen einzubeziehen:
Der erste, nach dem bisherigen Werdegang des litauischen Volkes

sehr unwahrscheinlich, war der, in Groleitauen zu versuchen, die
Stufe elines über hundertjährigen Kulturunter-
schiedes durch eigene Leistungen zu überbrücken,
um so auf »die Memelländer eine Anziehungskraft auszuüben, während
man gleichzeitig in Achtung ider Aiutonomie und des fremden Volks-
tums jede Schärfe und jeden Druck vermied. Der zweite Weg be-
stand in einer Assimilierungspolitik nach russischem
Muster, die je nach der«a«uszenpsolitlischenLage langsamer oder
schneller betrieben werden konnte. Diesen zweiten Weg hat Litauen
beschritten; denn der erste hätte wegen der kulturellen Unterschiede
und des bedeutend niedrigeren Gesamtnsioeaxus Litauens wohl erst
nach mehreren Generationen zum Ziele geführt. Es ist natürlich
viel leichter, gegenteilige Meinungen mit Machtmitteln, wie Kriegs-
zustand, Presseknebelung und administratsioe Strafen, zum Verstummen
zu bringen, als durch den Versuch, durch eigene possitive Leistung zu
überzeugen. Das litasuische Volk hat das Unglück gehabt, lange Zeit
unter fremder Herrschaft leben: zu müssen. Es ist die Tragik dieses
Volkes, in einem jahrhundertelangen liberfrem-
dungsprozefz seiner Oberschicht verlustig ge-
gangen zu sein. Wer wollte »dem litauischen Volke einen »Vor-
wsurf dar-aus machen, dafz es unter solchen Bedingungen ksulturell mit

seinen westlichen R·ach-barn, die sich frei entwickeln durften, nicht
Schritt zu hsalten vermochte? Der Rlationalxsozialismsus achtet wsie
jedes, so auch das liitaiuische Volkstum. Er hat mit gewissen imperia-
listischen Tendenzen und Ungeschicklichskeiten oergangener Jahre nichts
mehr zu tun. Aber er kann es daher auch um so weniger verstehen,
dasz das litauische Volk, das die Unterdrückung, die ihm selbst wider-—
fuhr, noch frisch im Gedächtnis hat, einem anderen, dem deutschen
Volkstum gegenüber, dieselben Unterdrückungsmethoden anwendet.

Die Autonomie als Bedingung.
Wie widersinnigder Gewaltakt der Abtrennung des Memelgebietes

gewesen ist, zeigt die Tatsache, dafz die Feindmächte zunächstüberhaupt

zen zugesprochen erhielten.

nicht wuszten, was sie mit dem vom Reiche abgetretenen Gebiete an-

fangen sollten. Es wurde auf Grund des Artikel-s 99 des Versailler
Diktates von Deutschland abgetrennt und zur Verfügung der alliierten

und assoziierten Mächte gestellt. Drei Jahre hindurch hing das Schick-
sal des Memelgsebiets in der Luft. Es wurde durch Franzosen ver-

waltet, bis die Litauer, an« dem ersten Tage, an dem die
Franzosen in das Ruhrgebiet einbrachen, nämlich
am 10. J an uar 1923, ins Memelgebiet ei"nfielen, die Franzosen
vertrieben und es schließlichnach langen Verhandlungen auf der Bot-
schafterkonferenz in Paris und im Völkerbundrat in Genf unter der
ausdrücklichen Bedingung der G e w ä h r un g e in e r z i e ml ich
weitgehenden territorialen Autonomie in Gesetz-
gebung, Rechtsprechung, Verwaltung und Finan-

Rach Artikel 1 der Meinel--
konvention ist Litauen die Souveränsität über das Gebiet
vvsn den alliierten und assoziierten Mächten n u r unte r d ein

Vorbehalt der in dem
,

Abkommen festgesetzten
Bedingungen übertragen worden. Hat Litauen nun diese
festgesetzten Bedingungen erfüllt? Diese Frage ist nicht schwer zu be-

antworten, wenn man bedenkt, dafz der Kampf um die Autonomie des
Memellandes so alt ist wie die Autonomie selbst. Weshalb hat das

Memeligebiet die Autonomie erhalten? Diese Frage hat eine inter-
national-e Kommission des Völkerbundes im Jahre 1923 in einem Gut-
achten selbst beantwortet, in dem sie sich davon überzeugt und wörtlich
zum Ausdruck gebracht hat, dasz »die früh e r e d e ut fch - r us -

»sische Grenze, die sdas Memelgebiet vom übrigen
Litauen trennt, eine Scheidewand zwischen Welten,
eine Grenze zwischen Europa und Asien darstellt«.
Deshalb hat man es nicht auf sich nehmen können, das Memelgebsiet zu
einer gewöhnliche-n liitauischenProvinz zumachen, sondern
hat sich zur Schaffung eines autonomen Gebildes entschlossen, um, mit
der Präambel des Autonomiestatutes zu reden, ,,d i e ü b e rl i e f e r -

ten Rechte und idie Kultur seiner Bewohner zu er-

halten«. Und dafz diese Kultur diie deutsche ist —— wer möchte das
in Abrede stellen? Die Autonomie wurde also verliehen, um der Be-
völkerung ihre deutsche Kultur zu erhalten — denn eine andere

gibt es dort nicht! Gewisz haben ism nördlichen Ostpreufzen Bewohner
litauischer Junge gelebt, aber nicht oo r den Deutschen, sondern n ach
ihnen, indem sie als Siedler herübergeholt wurden, von der Ordenszeit
an bis in die letzten Jahrhunderte hinein.

8 Jahre Kriegszustand im Memelgebiet.
Mehr als zehn Jahre hat Litauen mit allen ihm

zu Gebote stehenden Mittel-n diese deutsche Kultur

zu u n t e r d r ü ck e n v e r s u cl) t. Es ist bekannt, dasz das Memel-
gebiet seit 1926 unter dem K r i e gszust an d steht, der seinem
ganzen Charakter nach ein sehr bequemes Werkzeug darstellt, um die

zivilen autonomen Behörden vollkommen auszuschalten, deutsche Presse,
deutsche Gerichtsbarkei«t, deutsches V—e·reinswesen, Versammlungs-«
freiheit wsw., alle durch Artikel ZZ der Memelkonvention giarantierten
Rechte auszer Kraft zu setzen. Bekannt ist noch, wie vor längerer Jeit
der Kriegskommandant mit Militär in das Memeler Gefängnis ein-

fiel, um litauische Gefangene zu befreien und sie der zuständigen Ge-
richtsbarkeit des Memelgebiets gewaltsam zu entziehen. Die zahlreichen
administrativen Bestrafungen von Menielländern durch den Kriegs-
kommandanten stellen eine ganz besondere »Ehrentafel« dar. Alljährlich
werden Hunderte von Memelländern ganz belangloser Sachen wegen
mit hohen Freiheits-·und Geldstraer osdser nach -atltrn1ssiischenMethoden
mit Verbanuungs in die enstlegensten Teile des Staates bestraft. Die

Bestrafungen mit Geld gehen allmählich in die Hunderttausende und

stellen eine gute Einnahmequelle der Kauener Regierung dar. öm

Jahre 1933 wurden 191 Personen mit Geldstrafen von zusammen
43 530 Lit osder 4173 Tagen Gefängnis und 96 Monaten Verwan-
niung bestraft. In den ersten 5 Monaten 1934 wurden vom Kriegs-
kommandanten rund 70 Personen mit einem Gesamt-
betrage von 39000 Lit bz·w. mit rund 2600 Tagen Ge-

fängnis und 45 Monaten Vterbannung bestraft.. Alle diese Be-
strafungen richten sich fast ausnahmslos gegen den deutschen Teil der

Bevölkerung und werden als unerhörter Terrosr empfunden.
Alle· politischen Versammlungen der deutschen
Parteien sind seit fast einem Jahr verboten, wäh-
ren-d die litauischen Parteien beliebig Versammlungen aibshalten und in
den schärfstenResolutionen gegen sdsieMehrheit der Bevölkercung und
die autonomen Behörden hetzen dürfen. Auch alle k u l t u r e l l e n

0 r g a n iis a t i-o n e n
, Sport-, Turn-, Gesangvereine sowie Verbände

der Feuer-wehr, Kameraidschaftsvereine usnsd Schulvereisne beldsürfenzu

Versammlungen unsd Vorstansdssitzungen der Genehmigung des Kriegs-
kommandanten, dsie immer wieder versagt wird. Werden die Satzungen
usw. genehmigt, so werden sie im Auftrage« des Kriegskommandanten
durch die litauische politische Polizei- überwacht, die

übrigens im Memelgebiet st a t u t w i d ri g ein g e f ü h r t worden ist.
Die Verdrängung der deutschen Beamten und Lehrer.

Um die wenigen deutschen Lehrer und Richter, dise im Memelgebiet
auf Grund der geltenden Bestimmungen beschäftigt waren, zu beseitigen,
griff man im Herbst vorigen Jahres zu einer ganz besonderen Methode.
Man brachte ein Gesetz heraus, nach dem alle reichsdeut-
schenBeamten einer sogenanntenArbeitsgenehmi-
gung bedurften. Schon vorher hatte der Gosuoerneur das nach
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Amka S- Ziffer ? des Statutes den autonvimen Behörden zsiistehensde
Recht- die Aufenthaltsgenehmigung zu erteilen und zu

Epttlebem itatutswiidkig fiik sich-Anspruch.»Ietzt iushrte er auch noch
dle Arbeitsgenghmjgungein« Beide müssen hoch bezahlt werden
und werden willkürlich gegeben oder entzogen. So

wiirde kurz ook Weihnachten 1933 eine Liiste von 103 Beamten

Veröffentlichndie zum Teil binnen· kurzester srist das Memel-

gebiet verlassen meisten Sowoshl die Regelung der Aufenthalts-
wie der Arbeitsgenehmigung stellt einen groiben Rechtsbruch dar.

Rath Artikel 31 des Memelstctuts steht dem- Dsirektorium, also
er autonomen Behörde, das Recht zu, zur» Aufrechterhaltung des

SchulwesensOehrkräfte deutscher Staatsangehorigkeit anzustellen. Das
Direktokiumallein ist auch berechtigt, sie zu entlassen. Es ist
lediglich sdainin v er pfiliicht et , sie zu entlassen,wen-n der Gsoiusverneur
den Nachweis erbrinsgt, dasz sie durch ihre politische Eiiinstellsungdie

Sicherheit des Staates gefahrden. Der Gouverneur hat in tkeisnemder

vorgekommenen Zälle diesen Rachweis geliefert; er hat nicht einmal
den Versuch hierzu unternommen.

Ginsetzung eines litauisrhen Schulteferenten.

-

Einen schweren Schlag führte der Gouverneur gegen das deutsche
Schulwesen des Memelgebietes, indem er vor einiger Zeit einen be-
soiideren (natürlich litauisrhen) S ch u l r e f e r e n te n ernannte und
diesem das gesamte inemelländischeSchulwesen unterstellte. Es ist klar,
dafz von einem autonomeii Schulwesen keine Rede
mehr sein kann, wenn ein Beauftragter des Gou-
verneurs die niemelländischen Schulen beauf-
sichtigt· Aus dem Protokoll einer Sitzung der mit der Schaffung
des Statuts beauftragten internationalen Kommission vom sebruar
1924 geht hervor, dafz »der Vertreter Litauens, Sidziskaiu.ska.s,
klipp und klar erklärt hat, dasz in bezug auf die Sch ula ufsicht im
Memelgebiet kein Zweifel darüber bestehen kann, dafz für sie nur die
a u t o n o m e n V e h ö r d e n alle i n zuständig sind. Diese Einstellung
des litauisrhen Bevollmächtigten scheint maii isn Litauen jetzt ganz ver-

gessen zu haben. An diesem Standpunkt hatte auch der jetzt gewaltsam
beseitigte Präsident Dr. Schreiber festgehalten nnd demgemäsz den

Lehrern verboten, den Schulreferenten des Gouverneurs ohne Beglei-
tung von Vertretern des Direktoriums in die Schulen zu lassen. Die

Lehrer, die danach handelten, wurden verhaftet, obwohl das

Direktorium als vorgesetzte Behörde für ihr Ver-
halten die volle Verantwortung übernommen

hatte. Auch der memelländische Landtag hatte sich mit der Schul-
angelegeiiheit beschäftigt, sich gegen das Vorgehen des litauisrhen
Schulreferenten gewandt und für diesen Gegenstand eine Volks-
befragusng beantragt, was nach dem Statut Artikel 38 durchaus zu-
lässig ist. Die solge davon war, dafz der Gouverneur die Sessivn des
Landtages schlofz, obwohl er nach Artikel 12 des Statuts ein-e solche
Masznahme ohne Zustimmung des Direktoriums zu treffen nicht be-
recht-igt ist.

Die Lahmlegung des Memellandtages.

Rach den Bestimmungen des Statuts stellt der von sder Bevölke-

rung zu wählende La ndtcrg die Grund-lage für die ganze Aiutonsomie
des Menielgebietes dar. Richt allein, »daszihm die Gesetzgebungzu-

fällt, auch- die Exekutside, »das Direktor-min, miusznach Artikel 17 ldas
Bertrsasusen des Landtages als der Biertretsusnigder Bievdllikeriuciighaben.
Seit 1925 sind im Memelgebiet ivssier Landtage gewählt worden,
und alle haben sie trotz aller Gegenmasznahmen von litauischer Seite
eine iiberwältigende deutsche Mehrheit gehabt·
So wies der erste memelländsischeLandtag unter 29 Abgeordneten
nur 2 Litauer auf, der zweite Landtag 4, der dritte und vierte Land-

tag je S; und das, obwohl vie-le Memelländer im Laufe der Zahre
für Deutschland optiert und die Litauer Zehsntausenide von Personen
aus Groszlitauem zum Teil künstlich bzw. gewaltsam, eingebürgert
hatten. Die Wahlen zur Landwirtschaftskammer vom

Oktober 1933 brachten den Litauern von über 30 Abgeord-
neten nur einen einzigen Sitz ein· So sieht es also mit
dem angeblich litauisrhen Memelland ausl Kein Wunder, wenn si
die Litauer mit Händen und süfzen gegen eine Biefragung der Be-
volkeriung wehren. Das ist sogar den Signatsarmächtenaufgefallen
Daft Ver Lastde stets mit den gröszten Schwierigkeiten zu kämpfen
bat- Verliehkilch Noch dem Gesagten vson selbst. Er ist — selbst nach
der MelUUUg des Haager Gerichtshofes — stets widerrechtlich auf-
gelöst word-M Just gegen alle Gesetze, die er beschlossen hat, legte
dek GDUUUWM iein Vxeto ein. Riur wenn ein Druck von

auszen her eines-sieht WIUPd-e-sind die Wünsche des Landtages in bezug
auf die Bildung des Direktoriuins berücksichtigtworden. Vion den
16 Direktoriens haben nur 2 das volle Vertrauen
des Landtages und damit der gesamten Bevölke-
kUUg des Memellandes gehabt. Das kwaren die Direk-
torien Böttchet Und Dr— Schreiber; sie wurden sbeide ge-

waltsam entfernt.
Die Absetzung Dr.Sch-reibers.

Die am 28. Juni ekfdlgke AibsletzullgSchreibers bildet nicht nur

eine Verletzung des Memelstatiuts sondern auch eine solche des

Haager Schiedsgeklkhtsuxteils viom August 1932.

Darin wurde bestimmt, dali»des YkCildLlltnur aibberusen werdens udar-s.
falls er gegen die slitsauische »Yekf0»-ssung verstofzt,
gegen internationale Verträge Lithuens Innde
oder sesine KVMPOHUZYU Ubeksichteitet Alle diese
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Gründe liegen bei Dr. Schreiber nicht vor. Schon vior sMonaten
hatte der Gouverneur allerlei Angriffe gegen den Präsidenten
Schreiber gerichtet. So hatte er bereits im März dessen Rücktritt
verlangt und ihm ein Uiltsimatum gestellt. Als Schreiber sich nicht
einschiüchtern liesz, wurde im Gouvernement ein Telegramm ver-

faszt und mit Hilfe des jüdischsenSchriiftleiters der in deutscher Sprache
in Meine-l erscheinenden litauisch gerichteten Zeitsng ,,0stlsee-Besoibachter«
an die Telegrarpshenageiiturens vson 16 Staaten verschirkt, in dem
Schreiber sund seiner Verwaltung Ksorruptiion vorgeworfen wurde. Der

Zweck dieses jüdischen Tricks war, Schreiber moralisch zu erledigen
sund ihn auf diese Weise zum Rücktritt zu zwingen. Oihne Erfolg. Auch
alle anderen Druck-mittel versagten. Dr. Schreiber hat sich tapfer
geschlagen sein-dsich in diesem ganzen Vorgehen stets asuf den Rechts-
standpunkt gestellt und alle Ansinnen in korrekter, stets vornehmer
und sachlicher Weise zurückgewiesen. Er hat sich auch durch keine
noch so maszlose Herze der litauisrhen Zeitungen und durch keinerlei
Bedrohungen und Bestrafsungen zu einem usnüberlegten Schritt hin-—
reiszeii lassen. So blieb dem Gouverneur schlieszlsichnichts anderes
übrig, als zu einer völlig verlogenen Begründung seine Zuflucht zu
nehmen. Dem Präsidenten wurde der Vorwurf gemacht, ,,eine anti-
staatliche nationalsvzialistische Bewegung« im Menielgebiet unterstützt
und«grofzgezogenzu haben, die sich zum Ziel-e gesetzt haben soll, das
Gebiet niit Waffengewalt von Litauen zu trennen. Einen Beweis für
diese Behauptung ist man natürlich schuldig geblieben.

sorniell ist die Absetzung auif Grund- des sogenannten Zurhthauss
gesetzes erfolgt. Wenn man sich dieses ,,Gsesetz zum Sci) u tze von

Volk und Sta at« vom 8.8ebruar 1934 einmal betrachtet, so iveisz
man nicht mehr, wie jetzt ein Bürger noch sein-ein Volkstum
treu und zugleich seinem Staate gegenüber loyal
bleiben soll. Rach diesem Gesetz steht jeder Staatsbürger eines
anderen als des litauischen Volkstums täglich mit einem Zusze im Zucht-
haus. Dieses Gesetz ist ein Ausnahmegesetz gegen das
deutsche Volkstum. Es ist das kein Gesetz zum Schutze voii

Volik und Sta·at,--sondern ein Gesetz zur vollkommenen Bernichtung der
memelländischen Auitonvinie Seine Bestimmungen gehören zu jenen
Kautscl)ukparagraphen, bei denen man niemals ive-i.fz,ob man sich gegen
die Bestimmungen vergangen hat oder nicht. Dasz übrigens im Memel-
geb-iet eine erhebliche Riiszstimmung gegen Litauen besteht, ist wahr-
haftig kein Wunder. Die litauisrhen Gewalthaber haben alles get-Jn,
um diese Miszstimmung zu wecken und stetig zu steigern. Die litauische
Regierung hat dem Meinelgebiet gegenüber von den Machtmitteln des
Souveräns nicht mit dem Takt Gebrauch gemacht, der angesichts der
Tatsache geboten wäre, dsafz das Memelgebiet ohne Befragung und
gegen den Willen der Bevölkerung an Litauen angegliedert wurde.
die hat durch ihre Masznahmen im Memelgebiet, die nach inter-
nationalen Feststellungen in vielfacher Hinsicht rechtswidrig sind, und
dem diurch das Statut geschützten Empfinden der Mehrheit der Be-
völkerung widersprochen und damit im Memelgesbsiet eine Stimmung
geschaffen, die die Bevölkerung letzten Esnsdes zur Verzweiflung
treiben mufz.

Litauische Gebietsansprüche.
Um auf das Ausland Eindruck ziu machen, swurde dsie Tätigkeit

der memelsländischsenParteien in "V?erbinidung mit der RSD"A.P. im
Deutschen Reiche gebracht. Es genügt, auf die öffentliche Erklärung
des Stellvertreters des sührers vom 17.Zusni 1933 zu verweissen, nach
welcher es die RHDIAPL aibleshnt, sich in die inneren Angelegenheiten
anderer Staaten einzumischen. ön diesem Sinne sist auch von allen
autorisierten verantwortlich-en Stellen im Reiche gearbeitet worden.
Ganz anders aber klingen die öffentlichen Berlsaiutbarungen ver-ant-

wiortlicher litauisrher Stellen, indem in ganz unverhiüllter sorm in
der litauischen Offentlichskeit ständig Ansprüche Litauens auf
Teile Ostpreuszens erhoben werd-en. So hat zum Beispiel
der Rektvr der Universität Kauen, Professor R ömeris, der Bet-
treter Litauens beim önternatsionalen Gerichtshof im Haag, in einem
Vortrag in Memel am 4. Mai d. Z. erklärt, entweder bleibe Os-
preufzen, wsie es heute sei — dann werde das litsaiuische Memeilgebiet
immer wieder der Gefahr ausgesetzt sein, überfallen zu werden, oder
der Tilsiter Teil Kleinlitaueiis werde von Ostpreufzen abgetrennt und
Litauen zurückgegeben Dann erst sei das Mempelgebiet gesichert.
Leider aber habe Litauen in der Politik Europas nicht alle-in zu
bestimmen. Sogar der frühere liitauische AuszenministerZaunins
hat einmal in einer Rundfunkrede vion den «·Ksirchengliocke·n.im ost-
preufzischen Stallupönen gesprochen, deren Klange die Wunsche der

,,su«nerlöstenlitauischen Brüder nach Groszlitauen« hinübertrügen. Als
ein anderes chiarakteristisches Beispiel der Agitation der litauisrhen
Presse für eine ZersschlagsungOstpreuszens sei hier noch der »Bakaru
Betra« vom 2. Mai 1934 angeführt, der erklärt, ldie Litauer miüszten
u. a. Köniigsberg, önsterburg, Gumbinnen und Lasbia.us,also wichtigste
Städte Ostpreuszens, für sich beanspruchen. Wenn diesen Anspruchen
sachlich auch keine besondere Bedeutung beizumessenist, sso ist ihre
Diskussion in der litauisrhen öffentlichkeitiminerhin doch geeignet,
die deutsche Grenzbevölkerung zu beunrushigen und »die Spsannungen
in den deutsch-litauisrhen Beziehungen zu vergröfzern. Es ist nicht
bekanntgeivorden, ob die litauisrheRegierung ihren Einflusz dahin
geltend gemacht hat, dafz derartige die internationale Atmosphare ver-—-
giftende Äufzeriungen unterbleiben» Diese Agitation hat eine Auf-
peitschung der nationalen Leidenschaften zur Folge, die mi·0s]teneinen

ungesunden Zustand ihervorrursen musi. lage bestimmt im Interesse
Litauens, nicht anderen schwerste Borwurfe zu machen und dabei selbst
mit dem Feuer zu spielen.
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Die Beseitigung der kommunalen Selbstverwaltung.
Die Entwicklung geht weiter: Durch eine Änderung des Zucht-

hausgesetzes »zum Schutze von Staat und Volk« ist dem
Gouverneur das »Recht« zuerkannt worden, die Angehörigen von auf-
gelösten staatsfeindlichen Verbänden und Organisationen v v m a k -

tiven und passiven Wahlrecht auszuschließen Durch
die Auslösung dreier deutscher Parteien haben jetzt bereits 15000 Deut-
sch-e im Memelgebiet ihr Wahlrecht verloren! Der rechtswidrig ins
Amt eingesetzte Präsident des Memeldirektoriums, R e i s g g s

, hat
in einem Interview idem Vertreter der Kauener ,,Lietuvos —Zinisos«·
»die cReorganisation auf verwaltungstechnischem
G e b i e t« als eine seiner wichtigsten Aufgaben bezeichnet. Es wäre
bereits ein Gesetzentwurf ausgearbeitet, durch den d i e G em ein de -

v e r t r et u n g e n b e seit i gt werden sollen. Die Verwaltung der
Gemeinden soll den Amtsbezirken übertragen werden. Weiter sollen die

bestehenden L and r atsä mte r v ersch w i n d en usnd ihre Tätig-
keit dem Direktorium übertragen werd-en. Angeblich soll diese Ver-
waltungsreform aus »Sparsamkesitsgründen« erfolgen. Worum es sich
in Wirklichkeit handelt, geht aus sder Ankündigung des Litasuers her-
vor, dafz sämtliche Angestellten und Beamten ent-

lassen werden sollen, die die litausische Sprache nicht
genügend beherrschen oder ,,staatsfe-indlich« ein-

gestellt sind. Eine solche Mafznahme würde das völlige
Ende auch der kommunalsen Selbstverwaltung im

Memelgebiete bedeuten.

Die Beamtenentlassungen.
Von litauischer Seite wurden am 22. Juli folgende Angaben

über den bisherigen Umfang der Entslassungen, Dienstenthebsungen und

Strafversssetzunsgen memelländischer Beamten und Angestellten gemacht.
In ljtasuischen Diensten, d-. h. bei der Eisenbahn, bei der

Post unsd Zollwesen waren etwa 400 Memelläsnder beschäftigt.
Von ihnen waren biis zu dem angegebenen Termin Ibereits

175 ohne Entschädigung fristlos entlassen unid
135 nach Grob!litauen. strafversetzt, wso sie den übelsten Schikanen

und Demütigungen ausgesetzt sind. So sind sälle bekannt, in denen
Schalterbeamte Aborte reinigen mufzten lund ihnen aus ihre Be-

schwerden hin erkslärt wurde, sie sollten erst einmal die slitasuische
Sprache erlernen, ehe sie den Anspruch auf Ausübung ihres regulären
Dienstes erheben.

Bei den autonomen Organen des Memelsgiebietes waren etwa
800 Beamte beschäftigt. Von ihnen waren bis zu dem genannten
Termin 160 entlassen bzw. gekündigt, und zwar:

4 Gersichtsräte
Z La-n·dräte,
4 Referend-are,
2 Kreisärzte,
Z Kreistierärzte,

20 Amtsvorstesher,
5 Stadträte,

der Oberbürgermeister Dr. Briindlingier Iund der Direktor des
Memeler Stadttheaters H. Alb-ers friistlvs entslasssenz

20 Referendare zum 1.0-ktober -d.Z.,
Z Direktorisumsbeasnite zum 1.August d.I.,
2 Dsirektoriuimsbeamte zum 1. Oktober «d.Z»

12 Direktoriuncsangestellte zum i. Oktober «d.Z.,
17 Polizeibeamte zum 1.A:ugu·st d.J.,
37 Zustizbeamte zum lsOktober d.Z. und
35 sorstbeamten g e k ü n d iig t.

110 r e i ch s d e u t s ch e Beamte und Lehrer waren bereits bis zusm
1.Iuli -d.3. endgültig entlassen-. «

Weitere Entslassungen von L:e«hrern,Beamten und Be-
hördenangestellten stehen bevor. Dsie cReihe der Vserhaftungen
nnd Verurteislunigen wächst von Tag zu Tag an. Dem bereits seines
Amtes enthobenen Stadtschulrat Meier, der das Memelgebiet in

Genf zu vertreten pflegt-e, soll wegen einer aus dem Jahre 1932

stammenden Angelegenheit der Prozesfz wegen ,,S-pioniage« gemacht
werden.

Die memellänidischen Beamtenrechte werden von den
neuen Gew-altherren, die sich von überall her jetzt in diesem deutschen
Gebiet zusammengefsunden haben, mit süfzen getreten. Hunderte von

Beamten und Angestellten und mit ihnen einige tausend Familien-·
.a-nge«-hörige,alles Menschen, die im Land-e geboren, hier ausgewachsen,
mit ihm durch ihre Arbeit aiurfs engste verbunden sind, werden von

landfremden Beutemachern nach den Methoden, die früher
ein-mal in der russischen Despotie üblich waren, aus ihren Stellen ver-—

drängt und auf die Strafze geworfen, ohne Aussicht, in ihr-er Heimat
ein weiteres Fortkommen zu finden. In raffinierter Weise versuchen die
neuen Giewalthaber jetzt, d i e Rotlage d er Entlassen en ihren
weiteren Zwecken dienstbar zu mach-en. Sie lsiigsenihnen vor, dasz sie
wie-der in sihre Stellen eingesetzt würden, wenn sie einen Schein unter-
schrieben, »in dem sie erklären, aus den« sogenannten »staatsfein-d«lichen’«
Organisationen nunmehr austreten zu wollen. Dafz einer von denen,
die in ihrer cRot sich ethia zu einer solchen Unterschrist ber-eit»finden
sollten, wie-der eingestellt würde, msufz man dabei von vornherein als

usnwahrscheinslich bezeichnen. Den Litauern kommt es bei diese-r Er-

pressertaktik vielmehr nur darauf an, mit diesen Dokumenten dann die

»Staatsfein«dlichskeit«der von ihnen gefürchteten usnd ausgelösten Par-
teien usnsd Verbände ziu ,,«bewe-isen.«.Aiuch das ist wieder ein Beleg
dafür, wsiie skiläsgiliches in Wirklichkeit um das ,,bel-a.stende Material«

stehen mufz, das die litauischen Behörden gegen die nationalsozinliijtj-
schen deutschen Parteien ins seid führe-n können. Wenn die Beschüt-
digungenz die sie erheben, hieb- und stiichsfestwären, dann hätten die
Litauer gar keinen Grund, die Durchführung des Prozesses gegen
Dr. Renmann »und die anderen rund 150 deutschen Alesmiecllänkdpr,die i»
den Gefängxnissenfestgehalten werden, von Woche zu Woche unds von

Monat zu Monat hinzuzögern Daan hätte der Gouverneur
Dr. Ravakas is. Z. auch keinen Grund gehabt, dem Präsidenten
Dr. Schreiber das »Mater1ial« gegen die beikbuldigten Beamten der
autsonomen Behörden vorzuenthalten, um dessen Mitteiliunsg er wie-der-
holt dringend gebeten wurde.

Bytautas und das Memelgebi-et.
Alles, was die Ilitauischien Behökjden in iletzter

Zeit im Memelgebiet unternommen haben, ist
rechtswidrig unddaher ungiixltig Die Absetzusngdes deut-
sch-en Direktor-iums ist unter Versetzung des Meineslstatuts erfolgt.
Alle daraus folgen-den Mabnahsmen müssen daher jeder cRechtsgrund-
Elage entbehren. Das litasuiische Direktorium Reis-gys ist i.llsega-l;seine
Verfügungen und Amtshansdlusngen können demgemäß keine Rechts-
kraft besitzen. Nicht nur das verbriefte, sondern auch
das moralische Recht steht auf seiten der Deutschen.
Ihnen gehört dieses Land, das sise der Wildnis entrissen haben, seit
den Tagen des Ordens. Wollen die gröfzenwashnssinniggewordenen
,,Befrei-er« des Memelgebietes den Gröfzten ihr-er Geschicht-e, den

Grofzfürsten Vgtasutas, des Landes-— und Vso1lksverrates beschsuildi-
gen, indem sie vom ,,urlita-uiischien«Memelland sprechen und die deut-
schen Schöpfer und Gestalter dieses Landes als »hersgelaurfeneFremde«
beschimpfen? Haben sie nichts vom eri ed en am M e lnosee im

Zah r e 1 422 gehört? Glauben sie, dasz Vgtautas dem damals be-

ssiegten Deutschen Orden dieses Land an der Memel gelassen hätte, wen-n

dieses damals vvsn Menschen litaiuisschen Stammes bewohnt gewesen
wäre? Die Tatsache, dasz Vgtautas einen Anspruch aus den Land-
streifen rechts des Mem-el«stromes,der heute als Memelgebiet ein

seuropäiischerUnruhefasktor geworden ist, nicht erhoben hat, ist ein
Beweis fiür die Unihsaltbarkeit der Behauptung vom ,,urlit-auischen«
Eharakter dieses Gebietes — und zwar ein Beweis, an dem gerade

stielaulsihre grössere Vergangenheit stoslzesnLitiauer nicht vorbeigehen
lol ten

Der Kopf des Gouverneurs.

Das Memelgebiet ist heiute zu einem Objekt ge-
worden, an dem gewisse Poilitiker gilauben, ihren
Ehrgeiz b efried sigen zu können. Die eigentlich treibende
Kraft der Vergewaltigunsgsaktion ist der Gouverneur Dr. Nava-
lksa s. Der damalige Aufzenminister Zaunisus wollte von einer wei-
tere-n Verschärfung des Memelkurses, wie Ravakas sie wünschte, in
richtiger Erkenntnis der aiuszenpolitischbedrängten Lage seines Staates
nichts wissen. Wenn Zaunius im Anschiiufz an den WoildesmsarassPutsch
zurücktreten mufzte, so hat er das in erster Linie dem Memelgoiuverneur
zsu ver-danken, der sich durch den Aufzenminister in »der Befriedigung
seines persönlichen Geltunngediüsrfnisses beeinträchtigt fühlte usnd die
Abwesenheit des Ministers benutzte, um dessen Stellung im Kabinett
und vor alle-m beim StaatsprässisdientenSmetansa zu untergraben So-
roseit bekannt, hat es auch im Kreise dessem-gebildeten Kauener Kabinetts
Bedenken gegen eine Verschärfung des Memelskonfllsiktes gegeben.
Aber Riavakas hat es verstanden, diese Bedenken zu überwinden, in-
dem er dem Staatspräsidenten gegenüber die alleinige Verantwortung
für sei-ne Poslitik zu übernehmen vers-prach. Ravakas kämpft
heute um seinen Kopf. Scheitert er, dann ist seine
sp o«l it ischie K a r ri er e e rl ed i g t. Man geht also nicht fehll, wenn

man sagt, dafz alles, was heute ism Mesmesige-bietegeschieht, deshalb ge-

schieht, weil ein Gouvernieur von dem Ehrgeiz besessen ist, eine grosse
politische Rolle zu spielen. Das heifzit allerdings nicht, dafz sich die

Regierung in Karten von der Verantwortung für die Memeler Vor-

gänge freimachen könnte. Sie hätte es jederzeit in der Hand, dem

wüsten Treiben ihres Beauftragten in Memel ein Ende zu machen.
Sie hat dazu noch keinerlei Anstalten getroffen Sie hat viecbmeihrdem

Gouverneur, der nicht nur das Meinelgebiet unterdrückt, sondern mit
dem Schicksal ides ganzen Staates ein leichtsinsnigesSipiel treibt, keine

UNWVIVUIZUUOVvkssasgt Sie duldet und fördert alles, was dort an

cZiechtsibrüchenund Terroirakten geschieht Sie leiht Dem Goxnverneiuk

ihre Hilfe aus diplomatische-mGebiet »und in der Presse. Sie bäfzt es

zu, dafz ein Untergebener lshk die politische Linie, die sie eisnzuschlagen
hat, vorschreibt Sie unternimmt nichts dagegen, dafz sich der Gouver-
neusr zur Durchführung seine-r Potlitik der fragwiürdigistenElemente

bedient, deren moralische steisdeiutigskeit das litauische Voik in seiner
Gesamtheit in Mifjskredsit bringt. VZer regiert eigentlich in Litauen:
cRavakas oder Smetosna? Der Gouverneur oder stk »süihrer«?

UnuerziiglithmiiisenNeuheitellungen
qui unter Vitland iiir August-sentember

aufgegeben werden. — Bei später erfolgenden Bestellungen
ist eine Sondergebühr von 20 Pf. zu zahlen Der Bezüge-preis
für zwei-Monate beträgt 1,00 M. (ohne Zustellungggebtihr)
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Litauische Wunschträume auf Oftpreufzen.
.. Fast täglich dringen zu uns Mitteilungen über litauische Gewalt-

tgtlgkeiten gegen die deutsche Bevölkerung des Memellaiides. Uber

cis politische Ziel jener Maßnahmen kann man sich nicht im unklaren

sein.·Bei diesen Blerhältnissen ist es nicht verwunderlich. auch in der

litauischen Presse Erörterungen zu begegnen, die auf demselben Boden

gewachsen sind wie jene Gewaltakte, wenn sie- auch zum Gegenstand
der Vergewalstigungein anderes Gebiet, nämlich die Geschichte und

YOVSseskhichtedes ostpreußischenLandes haben. Man scheute sich
litauischerseits nicht, offen si chtlich e Unwahrheiten be-
il·e fs der geschichtlischen Verhältnisse Ostpreußens
ZU verbreiten in der unverkennbaren Absicht, Ostpreußen als ur-

litauischenBoden zu »erweisen«.
Ein Beispiel von fast unglaublicher Kiihnheit im Verdrehen ge-

sxhlkhtlicherWahrheiten bot ein Artikel der in Eilsit herausgegebenen
Oestskhkist»Reuer Eilsiter Bote« (»Raujasis Eilzes Ke-

elwls) vom 14. debruar dieses Jahres. betitelt: »Um unser
Vaterland herum. Aus unseres Landes ferner Vergang,e«nhel’t—
Dlesek Aussatz begint mit dein unerhörten Satz: »Von Meinel bis JUT
Welkbsel leben seit alter Zeit die Li·tauer.« ilber zwei Millionen Os-
Pkellsten legen gegen diesen literarischen Litasusierungsversuchschärfsten
Protest ein. Ist denn dser Verfasser allen Ernstes der Ansicht, dass
diese falsche Darstellung irgendwo Glauben begegnen wied? Oder
hofft er, init dieser Behauptung seinen Lesern einen Wechsel ngs dle

Zukunft vorlegen zu können? Vielleicht unter Berücksichtigung der

360 litauischenStimmen bei der Landtagsioahl vom April 19329 Aus
WelcherSelte in dsesenl salle die Geschsiichtsfälschungliegt, daruber

durfte kein Zweifel obwalten.
»

Verwahrung muß man deutscherseits auch dagegen entlegen, dass

Ostpreußen, wie es u. a. auch der Verfasser im zweiten Satze

seines Aufsatzes tut, als ,,Kleisii-Litauen« bezeichnet wird.
Als hierzu gehörig werden die 11 altpreußischen Giaue aufgeführt.
Unter diesem schiefen Gesichtswinkel gesehen, ist für ihn d i e S p r a ch e

der ·alt·e n P re uß e n »eine»Mundart der litauischen Sprache oder

»- wie die Gelehrten es benennen — eine Evchter«. Diese angebliche
iitauischeGelehrtenioeisheit ist allerdings der deutschen und überhaupt
der nichtlitauischen Wissenschaft unbekannt. Die wirklich einsichtigen
Sprachforscher Litauens — es sei hier nur der anerkannte Buga
genannt — kennen mit den deutschen Fachgenossen nur ein Schwester-»
oder Bruderverhältnis zwischen der litauischen und altpreußischen
Sprache. So sind denn auch nicht »die altpreußischen Namen aus der

litauischen Sprache hervorgegangen«, sondern sind bodienständig ge-

wachseneElemente des ostpreußischenLandes. Als ,,Ergebnis« stellt
schließlichder Verfasser fest: ,,Preußen war lange Jahrhunderte vor

gestAVn«lkkinftder deutschen Kreuzritter bewohnt von lsitauisch sprechen-
en o ern.

So werden Behauptungen an Behauptungen gereiht, ohne daß
auch nur der Schein eines Beweises dafür aufgebracht wird. Alles
wird durch eine litauisch-politissch gefärbte Brille gesehen und dem-

entsprechend dargestellt. Die Erörterungen sind demnach nur als

bloße Wunschträume zu bewerten. Allerdings werfen sie ein be-

zeichnendes Schlaglicht auf die geistig-politische
Einstellung gewlisser litauischer Kreise, deren Ver-

treter sich berufen «fuhleii.unter Verbiegung geschichtlicher Wahr-«
heiten fur ihre ,.seit Ewigkeit bewohnte Erde-« zu kämpfen. VZir
mochten nur-hoffen, daß solche Unsachlsichkeiten im Interesse einer
besseren geistigen Zusammenarbeit künftig unterbleiben.

Dr, VI. Gaerte.

Das deutsche Schulwesenin PosewPommerellea
Die Stadt Bronrberig hat eine einzige staatliche V-olsksschsule»mit

deutskher Unterrichtssprache· Sie ist mit nahezu 800 Kindern die großte
staatliche deutsche Schule lin ganz Posen und Pomsmerellen Am 18zZuli
hat nun der ver-diente Leiter dieser Schule. Rektor P a iil Z e nd ri k e .

seine Versetzung an eine idrei-k!lassige,ausschließlichvon polnischenund
iiidischen Kindern besuchte Schule in eine-m klein-enOrt. im ostlichen

Konsgreßoolenerhalten. Sei-n Amt hat er an einen polnischenRach-
selger abgeben müssen. Diese Tatsache, daß ein bsewaxhrter deutscher
Schulleiter in eine wildfremde Umgebung versetzt wird und eine der

größten deutschen Schulen in Bronisberg, einem Zentrum des Deut-sch-
tums, einen nationalpolniischen Leiter erhält. ist fsiir die Ein-stellung
der poslnsischenBehörden zum deutsche-n Schiuslwesesnüberhaupt, äußerst
bezeichnend

Der Broinbserger Fall gibt Veranlassung, einen Blick aius ldie

systematische Zerstörung des deutschen Schul-
wesens in Posen unid Ponimerellen ziu werfen. liber den

Stand der dortigen deutschen Schulen in den Sch uljahren
1930l31 und 1932l33 igibt nachstehende übersicht Auskunft:

(21-= höhere Schulen; b = Vsollksschiu«len-.)

Offentliches Schulweer Privatesvacsöchulröesen

Schulen Schüler Schulen Schüler
l.Schulahr

asb asb asb asb

1930X31 1 267 280 16085 24 84 4002 3208

1932X33 1 222 169 14600 13 88 2700 3800

-
I

ZWATTZHM— s—45—111 —1485 —11 s4 —1302s4592

. Delnngkhgibt es in den beiden Woiewodschaften nur eine staat-
lskd e b 0 d e k e Seh u l e mit deutscher Unterrichtssprache: aber auch in

diesem Falle handelt es sich nicht um eine selbständig-eAnstalt, sondern
ledig-lichuiin eine-n deutschsprachiigenPiarallelllkurs am staatlichen polni-
lkben dPllMU0"sI«Un1»lnChoru. 1930l31 waren in Posen-Poiniiierellen
24 Pkloatkhopkkeskhulen vorhanden, Von deinen jedoch niir

4 lits Zur Univerlttotsrexle fuhr-ten Ihre Zahl isit 1932l33 aiurf 13

TlIkUkkgegangenplihxeSpshukekiglhlum etwa gesunken. Die Zahl ider

zur Universitätsreifsefuhren-deinAnstalt-en ist dieselbe geblieben. Der

starke Rückgang des Pklegten höheren Schulwesens erklärt sich J. C.
dar-aus« daß dsie deutscheYelksgknppe von sich aus eine Anzahl kleiner,
wrnisg leistungsfähiger höhererSchulansstalten ein-gestellt und mit pri-

oaten Volksschiulen vereinigt hsat.»Daraus erklärt sich aiurh hie ZU-
nashme der Schülerzahkmden Pklvoten Volksschullesmdoch bleibt dise

Zunahme um 592 Schülergon5»ekheblichhinter der Zahl zurück, um

die die Schiiilerzltihlder privaten ««he-herenSchulen (1302) zurück-gegangenist.
Eine bedeuten-de Einschränkunghat dgs öffentlichedeutsche Volks-—

schulwesen erfahren: 45 deutsche Volksskhulen sind geschlossen worden,
usnd die Zahl der diese SchsulgiattunsgheissucheinidenKinder ist um fast
1500 zurückgegangen öm ganzen ist sdlse Oahl der höheren deutschen
Lehranstalten in Posen-Po·iiimerellen von l930l31 bis 1932l33 von

45 aiis 14, die der deutschen Volksschulen von 351 auf 310 gesunken.
Die Zahl der Schüler ist von 4282 auf 2968, ibzw. von 19293 ausf

ls400, d. um sinsgesaiiit 2306 zurückgegangen Im ganzen haben
in den bei-denWoseswoidschiasten im Schiiliashr 1932l33 also 21368

deutscheKinder deutsche Schule-n besucht. Dabei ist aber zu bedenken,
daßldser Begriff ,.dse«utscheSchulen« hier sehr weit gefaßt ist. Zahlreiche
dieser Schulen ver-dienen es niur »inseihr beschränkten Maße, als deutsch
bezeichnet zu werden. Bei vielen handelt es sich nur um ,deutssch-sprachi-ge
Abteilungen polnischer Schullsen;sie stehen also-unter polnischer Lesilsung
und sind dadurch isn ihrer Entwicklung unsd Uiiterrichtsgestaltuiig vosn

vornherein in vieler Hinsicht beschränkt. Es muß ferner berücksichtigt
werden. »daßim Schiuljahr 1932l33 von den 222 öffentlichen deutschen
Volsksschsiilesn45 utraqiuiilstisch waren, Id. h. daß sin iIhinen Polnisch Unter-—
richtssprache in Polnisch, Geschichte, Ersdskusnsde,z.C. auch in Rechnen
und Singen war. Die Zahl dieser sutraquistiischen Schulen ist aus Kosten
der rein desutschssprachigenständig im Steigen. Sie sind nicht mehr als

deutsche Schule-n zsu bezeichnen, sondern befinden sich im übers-angs-
stiadiiim zur völligen Poloniisierung 1932l33 wurden die-se- Schulen
von 3009 deutschen Kindern besucht. Dazu kommt, daß auch an den

iihrigen als ,,-deutssc,
«

bezeichneten Schulen in sehr vielen Fällen aus-

schließlichoder teilweise nicht deutsche. sondern nationalpolnische Lehr-
kräfte wirken: nicht selten sind hier Lehrer tätig, die nicht einmal ldie
deutsche Sprache in dem erforderliche-n Maße beherrschen, währen-d diie

geeigneten deutschen Lehrkräfte an rein potliiische Schule-n Mittel- und

Ostpolens versetzt oder überhaupt »aus idem Amte verdrängt worden

sind. Daß dort, wo das der sall ist, von einem geordnete-n deutschen-
Unterrichtsbetriebe kein-e Rede sein kann, versteht sich von selbst.
Schslininier noch ist es uim die deutschen Kind-er bestellt, die weg-en Auf-
lösng ihrer desutschsprachiigenSchulen unsd Klassen ain rein Poliiischen
Unterricht teilnehmen iniissen. Ein von Zahr zu Zahr größerer Teil

der deutschen Kinider in Possen uiisd Posmmerellen ist zum Besuch pol-
nischer Schulen geziouinigeisir Folgen-de Zahlen geben esisn erschüttern-des
Bsiild »der deutschen Schuliiot in diesen ehemals deutschen Gebieten.

Nach vorsichtig-en Schätzung-envon Kennern und »unter Zuhilsenahme
der aiis der cBLSaihlstatisstiksich ergebenden Anhaltspunkte für die

zahlen-mäßigeStärlke der deutschen Violksgruppe kann man die Zahl
der deutschen Volksschiiler in Possen »und Pominerellen mit 36150 an-

nehme-n. Davon konnten im Sichuiljahr 1932l33 nusr 50.9 o. H. deutsche
Volksschulen. unsd zwar 40,39 v.55. öffentliche und 19,51 prisoate
deutsche Volksschulen besuchen. Am 1. Dezember 1931 befanden sich
47 v.H. aller deutschen Volksschüler der beiden Woswodschasten in

nationalposlnilschen Schule-n; aini 1.Deze«mber 1932 waren es schon
49.1 v. S. Am schlimmsten steht es in dieser Hinsicht sin der VZoiewolds
schaft Po·mmerellen; dort ist die Zerstörung des deutschen Schulwesens
schon am weitesten fortgeschritten. Am 1.Dezember 1932 waren dort

nicht weniger 72,8 v.F). der im schulpflichtigen Alt-er stehenden deut-

schen Kinder ohne deutschen S-ch-u«l!unterricht.Diese Angaben genügen
vollauf. uim den Wahrheitsgehaltder polnischen,Behaupt-uiigesii über
den Stanid Ides deutschen Schulwesens in Polen zu beleuchten. VZenn

z.B. »die »Polska Zibroina« kürzlich — zusm wievielten Weile«-U —

fest-stellte, daß alle im ssclzuilpflichtsisgenAlter stehenden Deutschen in

Polen die Möglichkeit hätten, silhre eigene. «d.h. eine deutsche Schlule
zii besuchen, iso kann man ein-e derartige ,,Ze-ststelliiing«nur als propo-

gandistische Lüge bezeichnen-

Vergeiit die bqnerilclie OltmartniilF



Scharfer Kurs gegen die Ukrainer?
Der Morder Pierackis ist noch nicht«gefunden. Aber die polnische

Regierung ist davon überzeugt, die Schuldigen in den Reihen der
Ukriaiinersuche-n zu mussenund z. T. aiuch schon gefunden zu habe-n. Die
ukrainischenOrganisationensind von dem Attentat in einem Aufruf
avgeruckt. Poliiischerseits aber ist man entschlossen, die Ermor-
dung des Innenministers zum Anlasz für schwer-
ivsiegende Masznahmen gegen die Ukrainer überhaupt,
nicht nur gegen einen engen, an der Tat etwa selbst beteiligten Kreis
von Terroristen zu nehmen. In dieser Hinsicht verdient ein Artikel der
offiziosen,,G a z e t a o lsk a« Beachtung. Es sei; selbstverständlich,
heiszt es darin, dasz die Teilnehmer an diesem Verbrechen ausgerottet
und das Restder verschworerischenukrainischen Organisationen in Polen
vernichtet wurden; dafur bedürfe es weder einer Ankündigung noch
einer Begrundung. Wichtiger sei etwas anderes, nämlich die Fes -

stellungder Tatsache, dasz »die legalen ukrainischen Or·-

ganisationen für dsie Terrvrakte, die von den

illegalen Organisationen verübt würden, mora-
l-i sch vs e r a n t w o r t lsi ch se i e n. »Wir erheben diesen Vsorwur«f«,
schreibt das Regiierungsblatt, »mit kühler Erwägung und voller Ab-
sicht Die .(lega·len)Organisationen tragen die· Verantwortung des-—
halb, weil sie die terroristischsenund illegalen Aktionen sin d e r

T h e ori e wohl»als schädlich Und gefährlich erkennen, in d e r

P r a x is aber nichts getan haben und nichts tun, um dieses verbreche-
rische Gift, das mit teuflischerKonsequenz in den Adern der ukrainischen
Jugend puslssiertund jeden Rest menschlicher Empfindung vernichtet, ehr-
lich und erfolgreichzu bekämpfen« Die legale ukrainische Presse ver-

damme wohl die»verderbliche Arbeit der verschwörerischen Faktoren;
sie lasse es dabei jedoch an Konsequenz und Entschsiedenheheit fehlen.
Ihre Art, verbrecherische Taten zu verurtesilen, zu gleicher Zeit aber

iiacheiner»Entschuldigung zu suchen und zuweilen »die Täter zu glorif-i-
zieren, musse demoralisierend und zersetzend wirken. »Wir werden«,
heifzt es dann weiter, ,,über diese Fragen keine weitgehenden Er-

orterungen anstellen. Wir wollen nur die legalen ukrai-

nischenOrganisatsionen rechtzeitigdavon in Kennt-
nis setzen; dasz ihre Passivität gegenüber der

anarchistsisch en Berschwörung die Berücksichtigung
ihrer politischen Forderungen erschwert. Auf Grund

d-er»Ei-fahrungender letzten Zahre darf nian sich keinen Täuschuiigen
dacuber hingeben, dasz jedes Entgegenkommen und jede Konzession nur

den Wahnsinn vermehren und sdsie terroristische Spannkraft der ver-

brecherischen Organisationen stärken würde. Der Tod Tadeus Holows
kos und Bronislsaw Pierackis beweist nämlich, dafz isn erster Linie die-
jeiiigen ermordet werden, die eine Politik der Mäsziguxngund der fried-
lichen Zusammenarbeit betreiben oder vertreten wollen. Mags das
ukrainische Volk wissen, dafz die polnische Regierung niemals den

VZeg beschreiten wird, der aus Furcht vor Terror zu Konzessionen führt«
Es gebe, fährt die »Gazeta Polska« dann fort, zwei Möglich-
keiten für die Ukrainer in Polen: Entweder gingen sie den
Weg des Terrors, der zur psychisschenZersetzung, zur Vernichtusng der

sozialen und kulturellen Errungenschaften ihres Volkes führen müsse.
oder sie müßten sich zu psossitioer Arbeit saufraffen, um auf der
Grundlage der polnischen Staatsidee die Festigsung und

Entwicklung des ukrainisch-vö«lkischenKultur- und Sozialorganismus
in Angsriff zu nehmen. Zwischen diesen beiden Möglichkeiten hätten die
ukrainischen Organisationen die- Wahl.

Diese Äußerungen des offiziösen polnischen Regierungsblattes ver-

heifzen den Ukrainern nichts Gutes. Sie fordern von den ukrainischen
Organisationen die bedingungslose- Unterwerfung unter

den polnischen Staat und stellen für den Fall der Weigerung
schärfste Zwangsmafznahmen in Aussicht. Die ,,Gazeta
Polska« geht in ihrem Artikel von einer zweifellos nicht zu-

treffenden Voraussetzung aus: Für sie scheint jeder Ukriaisneic, gleich
welchen Organisationen er angehört, ein Parteigäiiger der Ukraiiiischen
Rationalen Organisation, des geheiinen terroristischsen Militärverbandes,
zu sein. Dasz Warschau, von einer solchen Voraussetzung ausgehend,
keine aufbauende ukrainische Politik treiben kann, ist erst kürzlich
wie-der in einem Artikel des regierungstreuen Wilnaer ,,S l o w o« dar-

gelegt worden. Es heiszt darin u.a.: Die stark verbreitete ukrainische
Presse weise Tag für Tag jeden Zusammenhang und jede Sympathie
mit den Terroristen zurück. Gäbe es im ukrainischen Volk irgendeine
Massensympathie für diese Kreise, müszte sie auch in der Presse ihren
Ausdruck finden. Das aber sei nicht der Fall. Allerdings finde die
U.O.R. ihren Anhang innerhalb der ukrainischen Jugend. Aber dasz
es so sei, das sei nicht zuletzt die Schuld des polnischen Staates, der

dieser national-ukrainischen Zugend die Möglichkeit zu Aufstieg und

positiver Betätigung nehme, In Warschau scheint man in der ukraini-
schen Frage aber anderer Ansicht zu. sein als das Wilniaer ,,Sloiwo«.
Dort scheint man nur die Alternative zu kennen: U n t er w e r f un g
oder Unterdrückung-.

Zu dem Artikel der ,.G«azetaPoslska« hat das Lemberger ,,D i lo«,
das Sprachrohr »der gröfzten ukrainischen Partei, der Rsationaldenio-
kraten (U RsD O). in längeren Ausführungen Stellung genommen und

sich gegen den Vorwurf verwahrt, sdsafz vion den verantwortlichen
irkrainischen Politikern angeblich ein Dsoppelspiel betrieben werde.
Die politische Führung der Ukrasiner könne keine

Verantwortung für die Radikalisierung der

ukrainischen Zugend übernehmen. denn diese Radik-a-

lsisierung werde nicht vson ihr genährt. Das ,,D-ilo« gibt zu verstehen,
sdafz die Berzweiflungsakte der ukrainischen Jugend, die keine Zu-
kunftsiasussichten in Polen zu sehen glaubt. ihre Ursache in der von den

Polen gegenüber der ukrainischen Minderheit geführten Politik
hätten. Der

»

polnische Inneniminister Ksoscsialkowski
empfing den Viorsitzenden des Ukrsainischen Parlamentarisrhen Klubs

Lewicki, der in Begleitung der zwei Vizepräsidenten des Kliusbs

erschienen wsar. Die ukrainischen Vkertreter erneuerten gegenüber dem

Innenminister die frühere L o g a l i t ä t s e r k l ä r u n g de r

U k r a i n e r
, »in der die Terrormethoden der U. Os. R. entschieden ver-

urteilt wurden.

Abkommen über den Korridorverkehr.
In den letzten Wochen haben zwischen D eutschlaiid·, Polen

und der Freien Stadt Danzig ein-e Reihe von Verhandlungen
stattgefunden, die sich mit dem Durch-g a n gsv er k e h r zwischen
Ostpreiuszen und dem übrigen Dseutsschiland beschäftigen,
weiter niit der Veförsderiuingvon Gefangenen im Durchgangsverkehr
zi-.--i.schcsnOstpreuszen usnd dem übrigen Deutschland duirch Poien und
das Gebiet »der Freien Stadt Diaiizi·g, sunsd end-lich mit dein deutsch-
polnisch--Danziger Zusatzabkosmmen über ·die Regelliusng von Mikitär-

transpiortesn Die Verhandlung-en haben zu dem neuen Abkoniimen
geführt, »das am 27. Juli dieses Jahres in Kraft getreten ilst uinid
die bisherigen Bestimmungen verschiedentlich ändert.

Die Vereinbarungen über den Dsurchgasngsverkehr zwischen Ost-
preisjen nnd sdem übrigen Deutsch-band beziehe-n sich iacuf eine Zieihe
eisseiibahntechnischer Fragen, die der Erleichterung des Durchgangs-
verkehrs dienen sollen. So kann die Deutsche Reichsbseh-n, wen-n auf
einer für den Durchigangsverkehr a-n sich nicht freigegebenen Linie die

Zahl der täglich durchgehen-den Wagen lso grosz wir-d, dafz sise die

häufigere Inoerkehrsetzung gröberer Züge notwendig
macht, mit der polnischen Verwailtusng eine entsprechende Regelung
treffen. Das wird besonders in diesem Jahr der Fall sein, da die

Züge nach Ostpreuszen iaiuszeroridentlich belegt sind. In dem Abkommeii
ist auch die Stärke der Züge unid Wagensgruppen fest-
gesetzt worden. Andererseits ist aber asuch die Bestimmung ge-

troffen, idasz der Verkehr eines zugelassene-n Zuges oder Zugteiles
fiir »die nächste Fsahrp-lan-—Periodeeingestellt werd-ein 'skaiin, wenn die

Besetjiing der in den vdurchlaufendien Waigen viosrsgeisehenenSitzplätze
durchschnittlich weniger ails 60 Prozent beträgt. Eine die Zollauissicht
behindern-de ilberfsüllunsgder Wagen ist zu vermeiden.

Ferner iist über idsie Benutzung der Teslegraphens
leitungen ein übereinkommen getroffen wonden Polen stellt
Deutschl-and zur Verfügung Telegrapshenileitiungesn zwischen Marien-

burg und Schneidemiühl über Dieschau—Kocnitz,zwischen Deut-sch-Eylau
und schneidemsühl über Thoru und Bromberg, zwischen Marienburg
und Lauenbsurg über Danzig und zwischen DesuitischsEylsauiund Reu-

Ventsrhen über Thorn—Posen-Bentschen. Deutschland stellt Polen

zur Verfügung Tseilegraphenleitiinsgen zwischen Garnssee und Diitschaiu
über Marienburg, zwischen Deutsch-Egl-a1n usnd Dirschau über Marien-

burg Im Bediarfsfalle stellt jede Eisenbahnverwaltung der anderen

cPlätze an vorhandenen Bahngestängen soweit sie frei sind, zur Ein-

richtung neu-er Telegraphen- und Fernisprechileitunigesn sunentgeltlirh zur

Verfügung. Über den Ge«päcksgut-iusnd Expreszigut-, sowie über den

Gsüteroerkehr ist ebenfalls eine Regelung getroffen wokd«en.

Die Begleitung von TransportenunddieZahl derBe-

gileiter soll auf das Miindiestsmaszbeschränkt werde-m Auf dei- Linie

Laiisenburg—Dirscha«u—Msari.e-nburgwind die Begleitung von Zoll--
Beamten wie folgt geregelt: Zwischen der deutsch-polnische«Grenze
und Zoppot »wir-d sie durch p-oslni-ssche,zwischen Zosppot und Marienburg
durch Danziger Zollbeamte ausgeübt. Auf der Linie Konitz—Dii«-scha«u
usnld Marienburg begleite-n Pollen dies Züge zwischenKonitz und Dirschasu.
Die Freie Stadt Danzisg stellt ldie Besgleitsurngzwischen Dirschau und
Marienburg Rach wie vor ist das Offnen idier Türen ini

Durchgang-stand iden- Reisenden ver-boten.

Das Abkosnismen zwischen Deutschland und Poslen und der Freie-U
Stadt Diasnzig über die Regelung von Militärtraiispor-
tesn sieht vor, sdafz zwischen Oistpreufjen und dein übrigen Deutschl-and
in jetder Richtung jährilich je 35 Zsüge für die Durchführung deutscher
.Mii«litäsrtrasnsporteund deutschen Militärgutes verkehren können. Die

Zahil dieser Ziüge darf in jeder Richtung während eines Monats die

ZahLIFFund an eine-m Tag-e die Zahl Z nicht überschreiten
Dass dritte Albkoinmen beschäftigt sich mit der Beförd er ung

v o n G e f a n g e ne n im Durchgangsverkehr zwiscqu Oikpreusfzen
uind dem übrigen Deutschland durch Polen und das Gebiet der Freien
Stadt Danzig. Es handelt sich dabei um Gefangene, denen durch
Verfügung einer Behörde die Freiheit entzogen ist. Es sind Bestim-
mungen sowohl für Sammesltransporte als asuch für Einzeltransporte
getroffen worden. Diie Einzeltrasnspsorte erfoslsgen in abgesonderten
Wagenasbteilen Die Gefangenen, die nach diesein Abkommen befördert
werden, sind den Pafzs unsd Zollförrnlichkeiten des Durchgangslandes
nicht unterworfen



»Deutiche Monatshefte in Polen«
Anfang Zuli ist das erste Heft einer neuen Zeitschrift der deutschen

Bolksgruppe in Polen unter dem Titel ,,D e u tsch e o n ats-

hefte in Polen. Zeitschrift für Geschichte und Ge-
genwart des Deutschtiiims in Polen« erschienen. Als
Herausgeber dieser beiGünther Wsolff, Plliauen i. Vlogtland, verlegteii
Zeitschrift zeichnet Viktor Karuder-K-attowsitz, der ebenso wie
der engere Mitarbeiterkreis, Albert Breger-Sompolnio·,Dir. A. Lotter-

mqkm.—Gra-udenz,Dr. Franz Diviuibek-Danzig, Dr. Walter Kühn-
Bsielitz, Dr. Lück.-Psosen :u.a., zu »den anerkannten und erfolgreichen
wissenschaftlichen Errforscherinund Bearibelitern »der Geschichte des
Deutschtums lin Polen gehorenzBesarhtlichund begrsüfzenswertist, dsasz
der Herausgeber in einem einfuhrenden Artikel »B«lick in die
Zeit« sich in ernsten sund offenlen Wiorten zur deutschen Cr-
n ecu e r u n g in P o l·en b e k e n n t.» Man kann überzeugt sein,
dasz dieser Kreis geistig und seelischjunger Menschen, der sich um
die ,,Deutschen Mon-atshefte« gruppiert, die-Aufgabe, die er sich selbst
gestellt»h—at,zu erfüllen vermag: einer neuen Fiüshrergeneration die

KFUUleIeund Erkenntnis-se zu vermitteln, oshne sdie auch »der idealste
Eifer nicht zum Ziel-e gelangt. ES sheiszt in dein einileitesniden
Artikel »u. a.:

»,,Dafz geistige Bewegungen des deutschen Violkes üIberall hin-
dringen, wo Deutsche wohnen-, wissen wir eindeutig seit der Refor-
mation. Wer sie durch äußerliche Mittel aufzuhalten oder unterdrücken
zu können meint, irrt. So hat auch das gegenwärtige geistige Ringen
des Muttervsolkes an den Neichsgrenzen nicht sh-asltgemacht, sondern
alle deutschen Violksgruppen ergriffen. Sie müssen sich auf neue Wege
und Formen besinnen, in denen ihr Leben sich gest-alten soll. Daf-
das nicht ohne Kampf abgeht, ist verständlich. Generationen-

spannung, unnatürlich lange zurückgedämmte Er-

neuerung der politischen Führung aus den jün-
g e r e n A l te r s s ch ich te n

, erschreckende wirtschaftliche Not

breitester Kreise haben im Deutschtum Psolens die-se Kämpfe in zer-
störender Form aiufflammen lassen. D a d i e p o l it i s ch e F ü h -

rung nicht ideengetragen war, wird sie sich auf
die Dauer gegenüber sder ibivilogisch sich durch-
setzenden Welle der Visoilksbewegung, die gegen
sie aufgestandien ist, nicht halten können. Der

entscheidende Vorwurf, den man dieser politischen Fiuhrung machen
muss, ist, dass sie nicht unentwegt danach getrachtet
hat, die deutsche Violksgruppe, das gilt vor allem
für den Westen Polens, zu weitestgehender Selbst-
hilfe, zum auslansddeutschen Sein, zu erziehen.
Sie war zu wenig vom· Volke selbst abhängig und

hat darum zu wenig diie Fuhslung mit idem Volke
g e s u ch t. Aber auch hierfür liegt ein Teil der Schuld an anderer
Stelle. Leider scheint aber auch die käm.pfen.de,junge Generation,
wenigstens in ihren sichtbaren Streitern, weit davon entfernt, zu sehen,
was denn eigentlich an entscheidenden Strömungen hinter »dem zeit-
gebundenenz viordergründigen Geschehen flieszt. . . . Es ist hohe Zeit,
daf- jiunge, bodenständige Menschen, die die Lebensfragen der ein-
zelnen Teilgruppen der Deutschen in Polen kennen und die der Ge-

samthesit dienen wollen, die Führung bekommen und miit der Dema-
gogie Schlufz machen, sonst wird das Ergebnis der versandenden Be-
wegung eine grenzenlose Enttäuschung »der um ihr blankes wirtschaft-
lsiches Dasein kämpfenden Massen sein, die dem Deutschtum schweren
Schaden bringen wird.«

Nationalfozialismus
Der in Nr.27 des ,,0stland« auszugsweise iviedergegebene Artikel

von Andreas Zoten über dieses Thema stellt ohne alle Umschweife den

Kernpun kt der Frage in den Vordergrund der Betrachtung. öii

derTat ist dieorganische Einheit vonKernvolk undVolks--

gruppen, das deutsch-e Volk als Gesamtheit aller seiner über die
ganze Welt oerstreuten Glieder, nur dann möglich, wenn die Volks--

gruppen auszerhalb der Neichsgrenzen sich immer wieder nach den iin
Mutterlande geltenden geistigen Werten ausrichten. Es kann sich hier-—
bei nicht darum handeln, sämtliche äußere Formen, in denen das geistige
Geschehen jin Kernlande sich verwirklicht, mutatis mutandis auf das
Leben der auslansddseuttschen Vioslksgrusppen ischemsatischzu übertragen
Die Lsebensäuszerungen eines jeden Volksstammes werden nicht nur

durch das Blut bedingt, das in »den Adern seiner Söhne rollt, sondern
asuch durch lden Visoid e n

,
in« »dem er wsurzselt. Es ist eine Selbst-

verstän·d«lichske-it,ldasz heute wohil in allen iasusslsainidsdeiutlschenVolks-
gruppen die Forderung nach weltanschaulicher Einheit niit
d e m K ernvolke gestellt wird-. Ze nach den besonderen Gegeben-
heiten einer jeden Bolksgriippe werden die Formen, sin denen der Uni-

bruch sich abspielt, unterschiedslich sein. überall aber wird-der Geist,
der hinter allem Geschehen steht, ein nationalso zi alistischer
sein, und nur durch Kampf wird der neue Glaube errichtet. Wie

noch nie- in der Geschichte der Deutschen wird die Sprache gleichen
Blutes überall da vernommen, wo Deutsche siedeln, klar und laut selbst
für taube Ohren. Es ist eine Unruhe in allen deutschen Vol-ksgrnppen,
ein Suchen und Ringen. Ehrivürdige Wahrzeichen, viele Jahrhunderte
lang dem Volke vorangetragen, verlieren ihren Glanz und sinken in
den Staub, Neues ist im Werden, und die Jugend ist dein Alter feind.
Der Kampf geht iiiii das Neue, das Adolf Hitler in die gesamte deut-

sche Nation hin-eingetragen hat, um die neue W-eltanschausung, die er

verkörpert. Der Kampf wird ausgetragen zwischen Glaube und Un-

gl:aube, und der Glaube wird den Sieg davontragen. Ein Risz geht
mitten durch die Volksgruppen, doch auch hier wie im Neich gilt es

nicht Kampf gegen »den Volksgenossen, sondern Kampf um die Seele

jedes einzelnen Volksgenossen Vielfach ist die ,,Einheitsfront«, auf
die manche der Volksgruppen sich bisher viel zu gute getan hatten, ge-
brochen, alle-in es war nie mehr als eine Attrappe, die zuni übrigen Ge-
rümpel gekehrt wurde; die wahre Volkseinheit wird erst im Gefolge
der neuen Weltaiischauungeinziehen. Die Auseinandersetzung zwischen
Neu und Alt»in«nerhalbder Voslksgruppen, zwischen V e w e g u n g und

System, »Wieblek Vielfach gesagt wird, musz sich auf einer anderen
Ebene vollziehetl,alsdas im Mutterlande geschehen ist. Die Volks-

gruppe ist nicht alleiniger Herr der heimatlichen Schalle-, sondern teilt

sie mit andern Volkern. Wenn auch die Staatsgewalt in allen Ländern,
wo deutsche Volksgruppen heute siedeln, in der Hand der andern ist,
so sind die Deutschendarumdoch nicht fremde Eindringliiige. Gäste, die

einein ,,Minderbe·1kenfkhllstzgenannten Fremdenrecht zu. unterwerfen
sind, sondern durch Geschichte und liberlieferung, durch Liebe zur Scholle
mit unlösbaren Banden dem Heimatbodenverhaftet und genau so für
die Geschicke der Hemmt Verantwortlich wie »die sog. ,,Staatsv«o«lker«.
Ein Land kann nur dann gedeihen, wenn all-e seine heimatberechtigten
Söhne in Treue und Eintracht zusamin.enstehen: es wird nie in voller
Blüte stehen, solange-, wie heute, Unduldsanikeitund- nationale Miss-
gunft die Völker gleicher Heimat voneinander trennt.

Das politisch-e Problem Ostmsittesleuropas ist nur zu lösen,
wenn die Tatsache als unabänderlichhingenommen wird, dasz es hier
keine Nationalstaaten gibt, noch jemals geben

und Iolksgruppem
k a n n. Der gesamte Ostraum ist von zahlreichen, ineinander verzahnien
und durcheisnandergsemengten Völkern, Volksgruppen und Volks-
splittern bewohnt, die alle das gleiche Anrecht auf den Boden der Hei-—-
niat haben. Eine dauernde Vergeivaltigung kleinerer Volksgruppeii
durch die heutigen ,,Staatsvölker« ist, auf lange Sicht gesehen, gefähr-
lich und ebenso aussichtslos wie dies Assimilierungs durch Zermiirbuug
der nationalen Widerstandskraft. Der Osten ist ein uraltes iiationales

Kampffeld,und die Kräfte seiner Völker sind durch stete Anspannung
gestahlt und erprobt. Sosieht sich ein baltischer Staatsniann von heute-,
der seiner Heimat dienen will, vor die unabänderliche Tatsache gestellt,
dafz in seinem Lande Deutsche, Polen, Litauer, Esten, Letten, Nussen
siedeln und, soweit die Vergangenheit der Ostseeländer im Lichte der

europäischen Geschichte steht-, auch stets gesiedelt haben· Nicht darin
also kann die Aufgabe bestehen, die weitschauender Staatskunst hier
gesetzt ist, die durch den Ausgang des Welstkrieges einzelnen dieser
Völker in die Hände gespielte Macht durch gewaltsames Niederhalten
der Heimatgenossen anderen Stammes und durch rücksichtsloses Hin-

«

weg-schreiten über ilhre lebenswichtiisgenBelansge zu «st-abi"-lisieren.Soll einst
enldlliicheinmal Eintracht unid Ziuisamimenairbeit dem Nsationailitätenhader
in den Nainsdstasatenein Ziel setzen, so kasnn das »nur geschehen, wen-n ein

Weg beschritten wird, der zur Befriedigung der gerechten Ansprüche
aller Landeseinwohner führt, unabhängig von ihr-er Zugehörigkeit zum

,,hierrischenden Staatsvolk« oder zur »geduldeteii Minderheit«. Bis-

her ist ein solcher Weg weder gefunden, noch auch ernstlich gesucht
worden. Allerdings darf nicht unerwähnt bleiben, dafz die Deutschen
dieser Länder in der Zeit, da ihnen alleiiii die Verantwortung für alles

politische Geschehen zufsiel, sei es bewuszt oder sei es unbewuszt, nie in
den Fehler verfallen sind, fremdes Volkstum durch Eindeutschung zu
vernichten. Es würde sonst heute weder eisn lettisches noch auch ein

estnisches Volk geben. Ein tieferes gegenseitiges Verstehen und ein

aufrichtiges Zusammenwirken im Dienste der gemeinsamen Heimat kann

jedoch nur eine neue Zeit bringen.
Als die deutsche Erneuerungsbewegung des nationalen

Sozialismus ihren Beruf, die Geschicke der deutschen Nation hinfort
zu bestimmen, unter Veweis gestellt hatte, muszte die Bewegung auch
ausf die sasussllianldidseutschenVollksgruxppen hiniüibergreisfen Zahilreiche
Bekenner fielen dem neuen politischen Glauben zu, die durch innere

Beweiskraft zur Hingabe unter das neue Banner gezwungen wurden.
Andere folgten zögernd, sich in der neuen Weltanschauung anfangs
schwer zurechtfindend, doch auch sie voller Hoffnung, dasz alle deutsche
Not bald ein Ende haben wird. Gleichgültig abseits steh-end oder dem
Neuen feindlich gesinnt blieb nur eine kleine Minderheit der Volks-

gruppen, die aber einen über ihre zahlenmäszigeStärke und ihren
inneren Wert weit hinausreichenden Einflusz »auf die Violksgenosseii
hatte, da sie alle beherrschenden Kommandohöhen besetzt hielt. Zwischen
beiden Lag-ern, der Bewegung und dem System, pflegen recht zahl-
reiche Volksgenossen ihr Wesen zu treiben, die es mit keinem der beiden

Lager verderben wollen und sich ihre Entscheidung vorbehalten. Das

System, die alte Generatio-n, ist es, gegen die sich der Ansturni der

Zugend richtet. Dieser Sturm, der in allen deutschen Volksgruppen
mit der gleichen elementaren Wucht ausgebrochen ist. war indessen nicht
so sehr gegen die Führung derjenigen Gremsien angesetzt, die Zoten das

Kulturparlanient der Volksgruppe nennt, sondern stets gegen die

eigentliche politische Führung, verkörpert in den deutschen Ab-

geordneten des Staatsparlaments. Sie sind es nämlich, die einer Ve-

reinigung des Verhältnisses von Volksgruppe zum Mehrheitsvolk am
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meistenim Wege stehen. Auch waren und sind diese Parlamentarier
stetsdie erbittertstenund, dank ihrer politischen Routine, auch die ge-
fahrlirhsten Feinde einer volkisrhen Erneuerung.

«

Unsere Betrachtung, die von den Volksgruppen ausgeht, hat sich
bisher mit der von Zoten vertretenen, im wesentlichen biiinendeuischen
Stellungnahme gedeckt. Iin folgenden wird es sich zeigen, dafz Zoten
u. E. der auslanddeutsrhen Art, die neu-e Zeit zu erleben, nicht völlig
gerecht zu werden vermag. Zoten spricht nämlich davon, dafz durch den

Kampf um die- Führung innerhalb der Volksgruppe, der zwischen
jung und alt entbrannt seis, ein verhängnisvoller Fehler begangen
würde. Es gäbe in einer Volksgruppe keine Macht, um die gekämpft
werden könnte. Die Gewalt habe allein der Staat, in dem die Volks-«
gruppe lebe. Demgemäsz sei-en die Folge einer kämpferischen Propa-
ganda für die Bewegung schwere Rück-schlägefür die ganze Volks-
gruppe, sobald die Staatsgewalt eingreifex Zoten verweist auf be-
kannte Vorgänge in Sudetendeutschland und im Valtikum. Reuerdings
geschah Ähnliches in Ru«män.ien,wie wir hinzufügen. Daher seien die

Volksgruppen, so fährt Zoten fort, auf den Weg der Evolutioii zu
verweisen, die Erneuerung würde sich durch stete Erziehungsarbeit von

unten nach oben diirrhsetzen Darauf wäre zu sagen: National-
sozialismus ist Kampf; es gibt keinen Rationalsozialismus
o h n e Kampf und n u r durch EvolutioiL Im Reich ist die Revolution
als politisches Geschehen allerdings zu Ende, eine Revolutionierung der
Geister aber wird unentwegt fortgesetzt, so lange, bis der letzte deutsche
Volksgenosse Ratsionalsozialist geworden ist. Wie im Reich, so auch in
den Volksgruppen.
idee haben von jeher der fanatissrhen Überzeugung gehuldigt, dafz sie
nicht nur den Sauerteig für die neue Volksgeniesinschaft ihrer Gruppe
zu bilden haben, sondern dafz ihnen darüber hinaus eine weitere, nicht
minder wichtige Aufgabe gestellt ist. Sie glauben, dafz allein die L e h r e

Adolf Hitlers von der Möglichkeit und daher Rot-

wendigkeit eines friedlichen Zusammenlebens der
Völker dein balkanisierten Zwsischeneuropa Ruhe,
Frieden und stete Entwicklung bringen kann Wenn
die Länder Zwischeneuropas aus dem Labyrinth des Rationa-litäteii-—-
haders norh nicht herausgefunden haben, so ist es deshalb, weil die

Völker, in deren Händen hier die Staatsgewalt liegt, den Ariadne-
faden noch nicht entdeckt haben. Gelingt es bald, diesen Völkern in
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- 4 4 A . . . 4 A . . 4 A . A . . 4 4 « - 4 444 44 4444 444 -

der deutschen Volksgruppe ihres Heimatlandes eine Volksgemeiiischaft
neuer Art, aufgebaut auf deni Gedankengut des Rationalsozialismiis
und erneuert an Haupt und Gliedern, entgegenzuhalten, so wird die
innere Geschlossenheit, die fanatische Glaubenstreue und die stete Be-
reitschaft zum Dienst an ,der Heimat ganz aiidersarttg Und Unendlich
viel überzeugen-derwirken, als jegliches andere Beispiel »inräumlirher
Entfernung. Zeder Giftpropaganda gewisser Elemente wird durch un-

mittelbare Zurschaustellung der Wahrheit Tor und Tur gesperrt· Sk-
richtet werden kann aber seine Volksgeineinschaft, die das Ziel aller

volksdeutschsen Erneuerungsbeweguiigen ist, nur durch Kampf. Ohne
Kampf kein Sieg, auch nicht ein Sieg des Glaubens·

Soll der Osten auch weiterhin als Grenzland abendsländischerKultur

gegen Halb- und Ganz-Asien bestehen, so darf nicht gezaudert werden,
dem gsesteckten Ziel nachszustreben Es geht hier nicht um Machtkaiiipfe,
um Auseinandersetzungen, wer iin Staate alleiniger Herr ist. Es geht
lediglich darum, innerhalb der Volksgruppen die alte, überlebte un-

tauglirhe Führung zu beseitigen, bevor sie weiteres Unheil stiften kann.
Die Führer einer alten Zeit können nicht Träger des Reuen sein. Sie
werden stets aus ihrer liberalistischen Haltung heraus das Verhältnis
zwischen Volksgruppe und Staatsvolk vergiften. Sie sind daher zu be-

seitigen. Der Weg der Evolutiom der Weg jahrzehntelanger Er-

ziehungsarbeit, ist nicht gangbar. Die Führung wird der Zugend nur

dann gefallen, wenn es gelingt. das geistige Leben der gesamten Volks-

gruppe zu r«evolutivnieren. Rur durch entschlossenes Anrennen gegen

verstaubte, überständige Einrichtungen und ilberlieferuiigen der Volks-

gruppe kann noch in letzter Stunde der Vergreisung Einhalt geboten,
die stämdischeZerklüftung überwunden und der Volksgruppe ein alles
überwindender Glaube an eine neue Sendung gegeben werden. Ver-

folgungsen und Maszregelungen durch die Staatsgewalt können einem

guten Kampf, und der Kampf, der hier gekämpft wird, ist gut und

notwendig, nichts anhaben.

Gelingt es endlich, durch solch revolutionäre Tat die Volksgruppen
wieder in Form zu bringen, so ist damit dieWiederaufnahme der alten

geschichtlichen deutschen Sendung im Osten gewähr-
leistet. Die Sendung aber heifzt: Träger der Gesittung zu sein an der

Ostgrenze des Abendlandes, Prediger und Lehrer zu sein einer neuen

Heilslehre. gleichwie einst dsie Brüder vom Deutschen Orden im

Marienlande ain Gestade der Ostsee. Rbs.

Grannlkiuno M.
Die polnisrhe Presse ivcusztezu berichten, sdsafzzwischen dem poslnisschen

I n n e n in i n i st e r »und idem Wojew-o·den G- r a z y n sssk i eisne Unter-

reduiig stattgefunden hat, die die B e r u f u n g G r a z g n s k i s zu m

St asdtp r ä s i-d e n t e n «v o sn W a rts rh asu zum Gegenstand gehabt
haben soll. Eine Abberufung des durch seine rabiate Deutsrl)enverfol-
gung schwer belatsteten »Aufstan«dsw·ojewosden«von seinem Kiattoswitzer
Posten würde nicht nur von Deutschland als ein Zeichen der Ent-
spannung begrüszt, sondern auch von den Oberschlesiern selbst als eine
Erlösung empfunden wer-den. Grazgiisski shat die Rolle, die er während
des dritten Aufstandes gespielt hat, als Wojewode mit andern Mitteln
weitergeführt Er hat sich in dieser Tätigkeit auch durch die Annähe-
rung zwischen Berlin und Warsrhau nicht liin geringsten beeinflussen
lassen, wie insbesondere der Fall des Prinzen von Plefz beweist, in dem
Grazgniski eine der letzten wirtschaftlichen Stützen des ostobersrhlesisrhen
Deutsrhtums bekämpft.

Prinz v o n P l esz hat sich kürzlich mit einer neuen dringlichen Ein-
gabe an den Rat des Völkerbundes gewandt. Sie hat folgenden
Wortlaut:

,,1. Ich lenke die Aufmerksamkeit des Rates darauf, dafz die
500 000 Zlotg, deren Fresigabe von den Behörden behauptet wird,
noch nicht freigegesben sind.

2. Das V e r k e h r s m i n i- st e r i u m hat der Verwaltung die
Summe von 140 000 Zloty, die das Ministerium für Kohlenliseferungen
scl)uldet, nicht überwiesen. Diese Summe ist durch die Beschlagnahme
nicht berührt gewesen, alber die Zaihliunsg wurde unter dem Verwande
,der rechtlichen Unsicherheit der Lage-«nicht geleistet. Die an das ije--
wsoldlschsasftsanitlunter dem 7.Zu-li gerichtete Bitte, das Verkehrsinini-
sterium in Rücksicht auf die Lohnzahlungen am 15. Zuli dahin zu benach-
rirhtigen, dasz diese Forderung der Verwaltung nicht beschlagnahmt und
ihr daher überwiesen-werden könne, wurde mit der Veschlag-
nahme dieser Summe beantwortet.

Z. Die an die hauptsächlikhen Bänken gerichteten Gesuche der

Verwaltung, zur Aufrechterhaltung des Betriebes eine Summe von

1 Million Zloty zu kreditieren, sind abgewiesen worden.
4. Der Arbeiterrat ist heute durch die Werkleitung unter-

richtet worden, Idafz die Lo h n z ahl un g w esg e n M a n gels a n

Mitteln un m ög lich sei. Die Vertreter des Arbeisterrates haben
darauf hingewiesen, dafz schon heute weg-en rückständiger Löhne ei ne

grosze Rot herrsche. Unter den Arbeitern herrscht eine grofze Un-
ruhe, die durch Rachrichten einer gewissen Presse vergröfzert wird, die

behauptet, dafz die Verwaltung durch die Aufhebung der Beschlag-
nahme genügend Geldmittel zur Zahlung der Löhne erhalten habe.

5. Die S p r e n g st o f f l i e f e r a n t e n stellen ihre Lieferungen
wegen Richtbezashslsungder Rechnungen e-i-ii.

6. Unter diesen Umständen ist dies Aufrechterhal-
tung des Betriebes unmöglich. Ich lenke die Aufmerksam-—
keit des Rates auf diese schweren Gefahren. welche die Folgen der

ungjeöechten
Masznahmen der Behörden sind, und bitte-, die Verwaltung

zu ciitzen.«

DieAllsiklliillliliklsllcklkclllllllle
Im Zuge der Bestrebungen der polnischeii Regierung, den Export

mit allen nur irgend-wie möglichen Mitteln zu hebe-n, hat das Asuszen-
misnisterium eine liberprüfung der Tätigkeit der konsularisrhen Han-
delsvertretungen im Ausland vorgenommen und hierbei festgestellt,
das-z diese Einrichtung einer grundlegenden Reform- bedürftig ist. Rkun

hat sich das poilnische Aufzenministerium im Einvernehmen mit dem

Hiandelsministerium in den letzten Tagen zu einem entscheidenden
Schritt in dieser Richtung entschlossen. D i e H a n d e «ls a t t a» ch e s

bei den psolnsischen Auslsandsvertretungen halb-en in

Zsukunft ihre bisher vorwiegend a k -a d e mische Tätigkeit»in eine
rein praktisch k o in m e rz i e l le zu verwandeln. Die Direktiven des

Auszenministeriums an die ausländischen Vertreterstellen lauten vor

allem dahin, dafz zwischen den amtlichen Handelsver-
tretungen und den Vertretungen der polnischen
Firmen im Auslande ein ständiger. reger und mög-
lichst persönlicher Kontakt zu herrschen habe, was bis-her
überhaupt nicht der Fall war. Rikht nur im Aiuslsand, auch in Polen
selbst müssen die polnischen konssularischen Handelsvertreter eine

innige Zusammenarbeit mit den exportierenden
F i r in en pflegen. Den Hsandelskammern wird zur Pflicht gemacht,
die Arbeit der Hsandelsattaches weitgehend zu unterstützen und ihnen
ein reales Bild von den Ausfulhrmöglsichkeitenzu geben. Um dieser
Reform eine besondere sDurchschlagskraIft tzu verleihen, iwir-d den
Kaufleuten, die einen Pafz für eine Geschäftsreise
n -a ch d e in A u s ·l as n d e e r h a l t e n. aufgetragen werden, sich nach
Ankunft im Bestimmungslande m it d e n d o r tii g e n k so in s u l a -

rischen Handelsvertretern in Verbindung zu setzen.
Die offiziellen Handelsvertreter haben eine

gewisse Kontrolle über die gesamte Geschäfts-
tätigkeit der polnischen Firmen im Auslande aus-

zuüsben,da bisher einzelne polnische Exportfirmen im Auslande nicht
immer zum Segen dgk polnijchgu Industrie tätig waren. Ssogenannte
..General-aiktiionen« und Eingriffe in »die privatrechtlichen Interessen
sowie in die Geschäftsgeheimnisse sind dabei tunlichst zu vermeiden.
Diese Zurückhaltung, die den Attarhäs auferlegt wird, darf iaber nicht
daran hindern, im Falle einer unabweisbaren cNotwendigkeit Vor-

schläge iiber den erforderlichen Wechsel in der Person der Firmen-—
vertreter san den einzelnen Plätzen einzureirhen — In Verbindung mit
der Tätigkeit der Konsularvertreter wir-d aiuch das W a r s ch a u e r

E x v o r t i n st it ut eine Förderiingsaktion durchführen in Form Von

Veröffentlichungen die in praktischer Art die Berichte der Handels-—
attachäs an die am Export interessierten polnsisrhen Firmen weiter-
aeben. Gelingt es der polnsisrhen Regierung. »die-seReuordnung zur

Geltung zu bringen. so wird der Erfolg für die politische Ausfiihr
nicht ausbleiben. Aber mit dieser Reform gewinnt Polen durchaus
nicht etwa- einen Viorsprung gegen-über den anderen Staaten. sondern
erreicht dasjenige Riveau der Organisation, das dem
Aufzenhandel der anderen westeuropäischen Länder

schon vor Zahren zum Aufstieg verhsolfen hat.



OftlandsWoche
gstpreußenohne Arbeitslose-
Ostpreußen ist praktisch frei von Arbeitslosen. Zwar sind bei den

Arbeitsäintern noch etwa 10»—12000Menschen gemeldet. Es handelt
sich bei ihnen aber großtenteilsum beschränkt Erwerbsfähige, ferner
um solche, idie sich wahrend des Wechsels von der einen zur andern

Akkejksijtellkbei den Amterngemeldet haben. Auch in Zeiten wirt-

schaftljcher Hochkonjunklurwird es ja immer einen bestimmten Pro-
zentsatz Atbellsloie gebellz Es ist also nicht zu viel gesagt, wenn man

Ostpreußenals»praktischfrei von Arbeitslosen bezeichnet Die 130 000

Arbeiterz die in der. schlimmsten Sustemzeit in Ostpreußen lahmgelegt
waren, sind heute wieder in Brot und Lohn gebracht, soweit sie den

Arbeitsanforoerungennur einigermaßen entsprechen. In Elbisng«,das
immer besondereSchwierigkeiten bereitet hat, hat sich die Lage grund-
legendgebessertz seitdem die Zahl der beim Bau der ostpresußischen
Zieichsautobahnstreckeskürzlichan 5000 erhöht werden konnte· Gegen-
uber den Borjahren, wo das Schwergewicht zunächsteinmal darauf ge-
legt werden mußte, jedem erst einmal überhaupt einen Arbeitsplatz zu

gekikhstem hat sich die Lage auch insofern gebessert, als in diesem
ngre mehr darauf geachtet werden konnte, daß jeder auch den seinen
öahigkeiten und seiner Vorbildung angemessenen Arbe-itsplatz· erhielt·
Soweit sich das nicht durchführen läßt, wird durch Umschulungskurse
nachgeholfen. Ostpreußen hat mit einer U m l e r n - J k t i v n fü r A n -

gestellte gute Erfahrungen gemacht. Diese Aktion wird so durch-
geführt, daß sich Arbeitsanit und Arbeitgeber in die Lohnleistnng teilen,
wobei eine Staffelung erfolgt: Zunächst ijt der Anteil des Arbeitsamtes

höher-, er sinkt von Monat zu Monat, dementsprechend steigt der An-

teil des Arbeitgebers, bis nach acht Monaten der Zuschuß des Arbeits-
amtes erlischt und der Arbeitgeber den vollen Lohn für den nunmehr
vollwertigen Angestellten zu tragen hat. Eine erhebliche Zahl Erwerbs-

loser, die die notwendige Eignung aufwiesen, konnte auf diese Weise
in Osstpreußenin Angestelltenstellen untergebracht wer-den. Bor wenigen
Monaten betrug in Ostpreußen die Zahl der R o t st a n d s a r b e i t e r

rund 60 000, sie konnte bereits auf 23 000 herabgemindiert werden,
ohne daß die Erwerbslosigkeit durch diese Maßnahme gesteigert wurde.

Diese Tatsache ist eines der bedeutsamsten Merkmale des ostpreußischen
Erfolges: denn sie beweist eine B esse-ru n g d e r o st p r e uß i s ch en

freien Wirtschaft, die über 40000 Arbeitskräfte
a u f n e h m e n k o n n t e. Diese günstige Entwicklung hat bewirkt,
daß die Rotjtandsarbeiten nicht forciert wurden, und daß die In-

angriffnahme umfaiigreicher ,,freier« Arbeiten auf
den Herbst vertagt werden konnte (es handelt sich dabei um

Siedlungen, Bauten, Maßnahmen der Wasserbauverwaltung, behörd-
liche Aufträge u.a. m.), die dann einsetzen werden, wenn der Rullstand
der Arbeitslosigkeit nicht mehr in vollem Maße infolge der wetterlichen
Verschlechterung durchgehalten werden kann. So sind z.B. auch beim

Masurischen Kanal, an dem nun wieder gearbeitet wird, noch lange
nicht alle Beschäftigungsmöglichkeiten erschöpft. Die vorsorglichen
Bestrebungen für den Böinter gehen ferner dahin, d i e o stp re ußi-

sche Industrie derart mit Aufträgen zu versorgen,
daß sie in noch erhöhtem Maßes Arbeitskräfte im

cWinter aufnehmen und auf diese Vseise die cRotstandsarbeiten
entlasten kann. Jetzt steht bereits fest, daß verschiedene größere Be-

triebe (wie- z. B. Schichaih mit entsprechenden Aufträgen versehen sind,
so daß keine Gefahr für Arbeiterentlassungen ism Herbst besteht. Sehr
günstige Ergebnisse hat in Ostpreußen auch dise R e v r g a n issa t i o n

d e r J u g e n d lich en gebracht. Die Alitersgruppeii bis zu 25 Jahren
wurdean den einzelnen Kreisen a u s d e n g e w e r b l i ch -e n B e -

trieben herausgezogen, in den sresiwillijgen Ar-

beitsdienst und in die Landwirtschaft übergeführt;
ihre ursprünglichen besser qualifsizierten Arbeitsplätze wurden so für
verheiratete ältere Leu-te freigemacht.

überfüllte Schulklassen in 0berschlesien.
Dsas Statistische Amt der kommunalen Inter-

efien·geme«in-schsaft für das oberschslesiische In-

ITZUsItk i e a.er i et veröffentlicht das Ergebnis einer E r h e b u n g

iijber die rhulverhältnisse in den oberschle-
sischen Stadtkreisen Und isn den Land-kreisen
Beuthen und G-leiiv:itz, die in der ersten Hälfte des Januar
dykkbgeiuhrtwurde. Die Statistik erfaßt sämtliche Schulen. über
dle Volksschiulenist folgen-des bemerkenswert:

·

ZUfVIgE Ihres verhältnismäßig hohen Geburtenreichtums weisen
die oberschlesischenStadtkreise sämtlich e r h e b l ich m e h r Bkso l k s -

schulkllldek Auf als der deutsche Großstadtdurch-
schnitt oder als der Durchschnitt der Städte mit 50 000 bis 100 000

Einwohnern. (Die letztgenannten Biergleichszahlen stammen aus dem

Schulele 1931l3?.) »

Boran stehen mit höchsten Ziffern H.inden-
burg und Gleiwsitz (148,5 bzw. 146,8 Schiiler je 1000 Einwohner
gegenüber dem·deutschen Großstasdtdurchschnittvon 89,7). Es folgen
Ratibor mit»139,1-Vesuthen mit 137,9, Oppeln mit 130,s
und cReisfe init 124,«5,wobei den Miittelstädten 0ppeln, cZTeisseund

Ratibor der Durchschnitt der deutschenMittelstädte mit 103,8 Schülern
je 1000 Einwohner vergleikhswelse gegenüsberzustellenist.

Die Durchschnittsbesetzung einer Klasse bei den

Bolkssrhulen schwankt in«den«Stadstkreisenzwischen 46 und 52; Oxppeln
und Reisse weisen die niedrigste, Beuthen die höchste Durchschnitts-—
frequenz aiuf. Der Groß-stadt·durchschsnittbleibt ebenso wie der Reichs-

durchschnitt hinter den Ziffern der oberschlesischen Großstädte um

20 v.H. zurück. Die Ziffern sämtlicher oberschlesischen Stadtkreise
liegen über dem Durch-schnitt der deutschen Alittelstädte Auf eine

vollbeschäftigte Lehrkraft in der Bolksschule entfallen in

Gsleiwitz, Beuthen und Ratiibor lZmal soviel Schüler und

in den übrigen oberschlesischen Stasdtkreissen mindestens Z mehr Schüler
als im deutschen Großstasdtdurchschnitt..Auch der Durchschnitt der

oberschlesischen Mittelstädte liegt hier über dem Reichsdurchischnitt
Die bei-den Lsandkresise Beuthen unid Gleiwitz weisen

höhere Geburtenziffern auf als dsie Städte. Damit erhöhen sich aiuch
die Zahlen der Bolksschulkiiider, wobei in beiden Laiidkresisseii auf
1000 Einwohner rund 70 Boslksschulkinder mehr kommen als ini

Resirhsdurchschnitt Im Kreise Beuthen-Carnoivitz kosmmsen 185,7, ini

Kreise C-ost-Gleiwitz 181,7 Schüler aiuf 1000 Einwohner, während der

Reichsdsurchschnitt 118 beträgt. Die Durchschnsittsibesetzung einer

Biolksschulklasse bewegt sich in »denbeiden Land-kreisen zwischen 49

und Sz, sie liegt damit um Z bis Z über dem Reichsdurch-
sschnitt. Auf jede vollbeschäftigte Lehrkraft entfallen iiin den Blolks--

schulen der Lan-dkreise Beuthen und Gleiwitz 58 bis 60 Schüler, also
um die Hälfte mehr als im Reichsdurchschnitt

Der Ehingplatz am Annabergz
Wie in allen Eeislen des Reiches, so wurde kürzlich aiuch in

Schlesien msit der Schaffung vson Chingplätzen begonnen. Schlesien
wird am Annaiberg, ldem Wahrzeichsen Oberschlesiens, auf der

Bolkoinsel bei Oppeln, in der niederschlessischen Heide bei cReu-

salz, am Zobten, dem Heiligen Berg der Germa«nen, und in

einem baumsbestandenen Wiesenhange bei Görlsitz seine Chingplätze
erhalten. über die seier des ersten Spsatenstiches zum Bau des Ching-
platzes am Anna-berg brarhte ein poslnsisches Blatt, der Kattowitzer
»Katolsi»kPolski« (vom 17. Juli) einen Bericht, in dem sich dieses
Blatt verpflichtet fühlte, den Katholizisinus vor der ishsm von den

volksverbsundenen Kultstätten her ,,dro«hendenGefahr« zu retten. Es

heißt iin ldiesem Artikel, der eine weitgehende Berständnislossigkesit fsiir
sdie neuen Ausdrucksformen natisonalsoziaslistsiischenGemeinschasftslebens
beweist, u. a.: »Wir sind gewiß, daß das katholische poilnische Bvlk

sich nicht auf dieses IheidniischeBlendwerk (i) einlassen wird. Dagegen
erfahren wir von sogenannten deutschen Pilgerfahrten aus Polnisch-
Oberschlesien nach dem Anna(berg, die von verschiedenen Katshsolischen
Berbänsden, Deutsch-en Kongregatioinen sowie Frauen- und Mütter-

vereinen organisiert wurden. . . Wsir sind dessen gewiß, sdsaßdie

deutschen Berbände weiter Pilgerfahrten auch nach der Chingstätte
organisieren werden, die für sie eine Wallfahrtstätte sein soll. Es
wäre sehr erwünscht, wenn sich sunsere höheren geistlichen Behörden
für diese Sache näher interessieren und »den Oirtspfarrern oder ihren
Vertretern verbieten würden, solche deutschen Pilgerfahrten, die der

katholischen Kirche durch-aus keinen Rutzen ibringen, zu begünstigen.
Die Aiusfuihr von polnischer Währung nach Deutschlands durch poli-
tische Pilger ist auch vor allem für die betreffende Person selbst
schädlich. Die deutschen Pilgerfahrten aius Polnisch-Oberschlesien nach
sdem Anna-berge und nach anderen dortigen Ortschaften weriden wir

jetzt nicht aus dem Auge lassen. Die Pilger sind asnstatt mit geläu-ter——
ten Seelen mit einem typiisch preußischenHochmut zursückgekoimsmemIdeii

sie in iden Pilgerheiimen erworben haben, und den sie jetzt in den

Chingstätten erhalten werden«

Auslandsreisen, Auswanderiing und Rückwanderung.
Im Jahre 1933 wurden in Polen insgesamt 30 500 Reise-

pässe für Reisen ins Ausland an polnische Staats-

a n g e h ö r i g e a u s g e g e b e n. Bezeichnensderweilse haben nur

10 v.H., nämlich 3100 Reisende, den vollen Betra der Paßgebühren
entrichtet, während die übrigen Reisen-den erm ä igte oder ge-

bührenfreie Pässe erhielten. Die Entrichtung der hohen
Gesbühr vson 400 Zlotg bildet demnach die Ausnahme unsd nicht die

Regel. Unter den Paßgebühren leiden insbesondere die Ange-
hörigen der deutschen Bolksgruppen, die wegen der

hohen Gebühren ihre Verwandten und Freunde in Deutschland viel-—

fach nicht besuchen können. Erimäßsigte Pässe werden haupt-
sächlich Kaufleuten und Gewerbetreiibenden erteilt, wenn sie deii ge-

schäftlichen Zweck der Reise nachweisen können. Auswanderer und

zur libernahme eines Arbeitsplatzes ins Ausland reisende Personen
erhalten unentgeltliche.Pässe. Im Jahre 1930 wurden noch
114200 Reisepässe ausgestellt, die Zaihl der Auslandsreisen hat sich
vion Jahr zu Jahr verringert, um innerhalb von vier Jsahsren aiuf fast
ein Biertel zu sinken. (Wäshrend nur 30 500 Personen im ver-

gangenen Jahre Polen verlassen haben, wurde 220 000 Aus-—

slälnkdern
die Einreisegenehniiigung nach Polen er-

teit.
In den ersten vie-r Monaten dieses Jahres sind

aus Polen 8507 Personen ausgewandert, von denen 2979 sich- nach
europäischen Ländern und 5528 nach übersee begaben. Diie Rück-

wanderung betrug 5042 Personen, so daß sich der Wanderungsverlust
Polens in den ersten vier Monaten auf 3465 Personen stellt. Auf
die einzelnen Staaten entfallen folgende Auswandererzahlen (in Klam-

mern die Zahl der Rückwanderer): Frankreich 2979 (3570), D e utsch -

l and 252 (129), übrige eursopäischeStaateni 278 (683), Amerika 415

(28), Kanasda 558 (208), Argentsi-nien 624 (283), Brassilien 786 (8),
Uruguay 82 (11), Palästina 2827 (Z7), übrige liberseeländer 236
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(85). Was die Palästinaasuswanderer und srückiivanderec anbetrsifft,
so handelt es sich selbstverständlich um Juden. Asuch die Mehrzahl
der Rückwanderer asus Deutschland dürften Juden sein, während die
Auswanderer nach Deutschland in der Mehrzahl der deutschen Volks-—
gruppe angehören. Unter den polnischen Auswanderern befindet sich
ein nicht Unerhebslicher Teil von Angehörigen der anderen Volks-
gruppen, namentlich Ukrainer und Weiszrussen

BevölkerungspolitischeAuseinandersghgngkg.
Die Polnssische Eugenische G esellschaft hat, wie die

christlich-demokratische ,,P-olonia·’ berichtet, einen G e s e tz e n t w u r f
ü b e r d i e E r b k r a n k h e it e n ausgearbeitet Gegen diesen wendet
sich das Blatt an leitender Stelle, weil es darin hit le r isch e V o r -

b«il d e r erblickt. Manche im Entwurf vorgeschlagenen Masznahmen,
die die »poslnischeRasse« verbessern und gesund erhalten sollen, seien
nach deutschem Viorbsild gehalten. Besonders bekämpft das Blatt
die Sterilisiierung und die Geburtenverhsinsderung,
die der hitlerischen Gesetzgebung entnommen seien und im Wider--
spruch zu den Vorschriften der katholischen Kirche
ständen. Der Papst habe bereits in seiner ,,Enzgklika Eastum Ebn-
nubii« an die Grundsätze »der Kirche, »die diese Probleme betreffen,
erinnert und die im Gesetzentwurf über die Erbkrankheiten vorge-
schlageneni Mittel als eine ,,sch-were Sünde« verurteilt. Auch »der
polnische Episkopat habe sich über diese Angelegenheiten klar und
unzweideutig geäufzert und die Forderungen der Eugenischen Gesell-
schaft abgelehnt. Da diese Gesellschaft jetzt »für dsie neue Dir-ler-
Morail Propaganda mache’·,müsse »die katholische öffentliche Meinung
bei Zeiten gegen diese Apostel einer neuen Moral austreten.

Internationale Universitätskurse in Gdinggn
In G d i n g e n wurden die diesjährigen, seit einigen Jahren ver-

anstalteten U n i v e r -si t ä t s f er i e n k u r s e eröffnet. Der rumä-

nische Gesandte »in Warschau Eedere, Vertreter Südslawiens, Ungarns
und der Stadt Preszburg nahmen an der Feier teil. Reben polnischen
Studenten sind bulgar:ische, tscherhische, estländische,
sü ds la w i s cl) e und r u m ä n.«is ch e Studenten zu den diesjährigen
Ksursen erschienen. Aufgabe dieser Fecienkurse ist es nach dem

Programm, »die ausländische studierensde Jugend mit
dem zeitgenössischen Polen bekannt zu machen und
zwischen ihr und der polnischen akademischen Jsugend Bande herzlicher
Freundschaft zu knüpfen«.

Deutsch-flawische 0berschulen.
In den ostpreufzischen Wirtschaftskreisen macht sich eine allge-

meine Stimmung für »die Einführung des russischen
Spracl)-unterrichts an den sostpreufzischen höheren
Schulen schon von der Mittelstiufe an bemerkbar. Man begründet
diese Forderung damit, dafz an Stelle der jetzt gelehrten französischen
Sprache dsie Kenntnis der russischen Sprache für Kaufleute,
Ingenieure und Landwirte ungleich wesentlicher und be-
deutungsv«o«llersei. Zweifellos hat ein solcher Plan für den deutschen
Osten eine besondere praktische Bedeutung. Er lenkt den Blick auf
die Frage, wieweit überhaupt durch den Spriachkunterricht der Um-
stellung der ganzen Ratsiosn gegenüber den Olstfragen Rechnung ge-
tragen werden kann. Denn von gleicher Wichtigkeit für unsere
nationalen Interessen im Osten ist die Kenntnis der östlichen Sprachen.
In diesem Zusammenhange ist darum der Plan arufgetaucht, nach dem
Vorbild der Deutsch-Russischen Höheren Schule in
Berlin, deren Eigenart darin besteht, dafz sie zwei Mutter-
u n d U n te r r i ch t s s p r ach e n hat, nämlich. Deutsch und Russisch,
planmäfzig weitere deutsche Oberschiulen mit slawischen Sprachen zu
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Das Parzellierungsprogramm.
Es heiszt, dasz sich ein Fünfjaihresplan für die Par-

zellierung in Vorbereitung befindet, nach welchem mindestens
625 000 ha in den nächsten fünf Jahren parzelliert werden sollen.
Zuerst werden »die staatlichen Besitzungen parzelliiert, deren
Pachtzeit in die-sen Jahren abläuft. VZeiter werden die im Besitz
der Staatlichen Landwirtschaftsbank befindlichen Güter
und sdsie privaten Giüter parzelliert werden, dsie wegen Richtsbezashlung
der Verbindlichkeiten von der Landwirtschaftsbank übernommen
werden. Eibenso wer-den aiuch alle die Giüter parzelliert wer-den, die
von den Higpothekenbanken und Kreditinstituten aus »demgleichen
Grunde übernommen werden müssen. Man erwartet auch eine erhöhte
Privatparzellierung, dsie sich allerdings nach Maßgabe der

Realisierung der 4,5pro»zentigenPfand-briefe für Psarzellierungskredite
der Landwirtschaftsbasnk entwickeln wird. In Landwirtschaftskreisen ist
man der Ansicht, dafz die tatsächliche Parzellierung die Vivranschläge
der nächsten Jahre übertreffen wird, was mit der schlechten Wirt-

schaftslage des Groszgrundbesitzes im Zusammenhang steht. Für dsas

Jahr 1934 -i-st eine Zusammenlegung (Kommiakssierung) von

410000 Hektar vorgesehen. Bis zuim Jahre 1938 sollen in Polen
rund 410000 Bauernwirtschiaften mit insgesamt 2320 000 Hektar von

der Zusammenlegungsaktivn erfafzt werden. Im Zusammenhang damit

sindlauch Meliorationsiarbeiten »in grösszerem Umfange
gep ant.

Gedenksteine für die litauischen Ozeanflieger bei Soldin.

Im Sommer vorigen Jahres stürzte das litauische Flug-
zeug ,,Litouanica«, das mit zwei Fliegern, von Amerika kommend,
den Atlantik üsberquert hatte, bei Soldin ab. Hierbei fanden die
beiden Fslieger den Tod. Aus Anlasz der Wiederkehr dieses Tages
weilten Mitglieder der litauischen Gesandtschaft asus Berlin an der

Absturzstelle und weishten den Toten ein stilles Gesdenken Es ist ge-

pl»ail1)t,
an dieser Stelle siin Walde ein schlichtes Mal zu er-

ric ten.

Lettisierung der Ortsbezeichnungen in Lettland.

Auf Grund einer Verordnung der Presseabteilung der

dsischen Regierung müssen ab 15. Juli d. J. sämtliche Orts-

bezeichnungen innerhalb Lettlands, sowie alle
anderen geographischen Ramen auch in der deutschen
Presse Lettlands in der lettischen Form gedruckt werden.

Oiistvrische Ramen, wie Li-vlanid, Kiurland-, Mit-au, Düna usw. wer-den

durch Vidzeme, Kur-zeme, Jelgawia, Daugava usw. ersetzt. Im amt-

liichen Verkehr waren die lettischen Bezesichnungen bereits vor längerer
Zeit eingeführt worden.

Aus der Diplomatie.
Der estnissche Gesandte :in Wa·rschau, P usta, ist nach Revsal ab-

gereist und wir-d, wie verlautet, auf seinen Posten nicht mehr zu-

rückkehren.
Die rumänische Regierung hat das Agreement für den Rachfolger

des zum Botschaifter in Moskau ernannten bisherigen Bsukarestec
deutschen Gesandten Graf von der Schiuileniburg erteilt. Der neue

deutsche Gesandte in Bukarest ist der bisherige Gesandte isn Dublisn,
von Dehn-Schsmiisdt.

lettliän-

Reuer Gauleiter für Pommern.
. Der Gasuleiter von Pio-mmern, Wilhelm K a r p e s st e i n , wurde

schaffen, und zwar neben deutsch-russischen. sfownhi deutsch-polnische-ipwegen wiederholter Nichtbefolgung von Anordnungen oom siibrer
wie ·deutsch-tschechisrhe 0«bers-chulen. Der Direktor der Deutsch-
Russischen Höher-en Schule, lder diesen Plan in der Zeitschrift für
höhere Schulen erörtert, schlägt für den Anfang etwa 45 solcher An-
stalten in den verschiedensten Städten Deutschlands vor. Dem Reichs-
erziehungsministeriiunr soll bereits eine Denkschrxift vorliegen, in der
der hier angedeutete Gedanke eine Erweiterung in der Richtung findet,
dasz in geeigneten Städten auch deutsch-eng-
lische, «deutsch-skandina"vische und deutsch-ita-
liensische Schulen errichtet werden, so wie es in Preuszen
bereits eine Reihe deutsch-französischerGiymnasien gibt. Damiit soll
auch auf dem Gebiete der Schule den anders gearteten Asufzenbezie-
hungen des neuen Deutschland Rechnung getragen werden.

Konflikt in der polnischen Regierung?
Der Kurs der polnischen Regierung, ob mehr rechts oder mehr

links, scheint immer noch nicht endgültig festzuliegen. In Warschaiu
geht seit einiger Zeit das Gerücht um, diafz zwischen »dem Minister-
präsidenten Kozlowski und dem Finanzminister Zawadzki eine

grundsätzliche Meinungsverschiedenhesit hinsichtlich der zur Durch-
führung des Agracprvgramms im Finanzressort notwendigen Mah-
nahmen bestehe. Kozlow—sk:i,heißt es, stehe auf sdem Standpunkt, .diafz,
um der notleidenden Landwirtschaft zu helfen, in erster Linie die
Preise für Monvpolartikel sund kartellierte Ers-

zeugnisse herabgesetzt werden müßten, währen-d der Finanz-
minister eine volle Preisermäszigung mit Rücksicht auf eine etwaige
Gefährdung des Staatshaushasltes ablehne. Im Zusammenhang mit

diesem Konflikt verlautet auch, dafz die Regsierung die Absicht haben
soll, das Cabakmonopol gegen eine asusländische
Anleihe zu verpachten.

eines Postens enthoben. Zum Gaiusleiter von Pommern wuride der

Parteigenosse Franz Schwede, bsisheriger Oberbürgermeister von

Koburg, ernannt.

Zum neuen Gauleiter von Pommern wurde der Pg. Franz
Schwede, der bisherige Oberbürgermeister von Koburg, ernannt.

Franz Srhswede ist mit der Mitgliedssnuimmer 1584 eines der ältesten
Mitglieder der RSDIAPuz er wurde i m »Me m e l l a n d g e b o r e n ,

machte den Weltkrieg bei der Marine mit, nahm an der Versenkung
der Flotte vor Scapa Flow teil und kam 1.921aus englischer Gefangen-
schaft. Pg. Schwede wurde sdurch sesinen erfolgreichen Kampf in

Koburg bekannt; vor allem dank seiner Arbeit erreichte die RJSDAPx
hier zum ersten Male die absolute Mehrheit und damit wurde

Koburg die erste nationalsozsialistsisch regierte
Stadt in Deutschland. »In Koburg organisierte Pg. Schwesde
bereits 1930 den ersten. stellvilligen Arbeitsdienst.
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Der Filzhut
Der kleinen Residenz ,,Sunneiiburch«des ritterlichenSt.-JO«h0Unlk2k--

Ordeus der Ballei Brandenburg standen wieder einmal festliche Tage
eoor.

Dez- täkjge, weise Regent im .0rden, M-oritz, Furst von Rassau,
Heerführer ini DreiszigjährigenKriege und Gouv-erneur oon Nieder-

lälldiscl)-Brasilieii, Herrenmeister .von 1652 bis 1679, war -anläleich
der nahenden Ritterschlagsfeiep die an dein hohen, denkwürdigen Tage
alle Johanniter-Ordensritter isn dem kleinen iieiimärkischen Städtchen
vereinigte, schon einige Våekhenvorher nach Soniienburg gekommen.
Der Fürst, der zwei kleine Olmmex im .Westteildes Johanniter-0rdens-
schlossesbewohnte, genosj als Voohltäter der Untertanen und Armen
im ganzen Sternlzerger Land Volkstiiinlichkeit.

Vzenn er in doiinenburg weilte, um in den angrenzenden VZäldern
zu sagen, kamen der-Untertanen viele, deren oorgetragene Bitten und
Wünscheer auch Iltellt Erfullte Und als gottesfürchtiger Mann wohnte
er sonntaglirl), gleichernlaszen als Vorbild für seine Untertanen, dem

Gottesdienste in der Ordenskirche bei.
Der Fiirstaber warstets ungehalten darüber, dafz etwelche seiner

Untertanenjin) in der Kirche befanden, die ihre grofzen, breitkrempng
Filzhiiteaiiffdein Kopfe behielten und selbst beim Gebet ihre Häupka
stirbt Ellkbiobk911—»Jedesnial tat er dem Geistlichen seinen Unwilleii

uber«dasunaebubrlicbeVerhalten der Leute im Gotteshause kund,
liesz sie auch mniidlirh oerioarneii, bis eines Cages eine seltsames Be-

kainitinarhimgdes ·ivel)llveiseiiRegenten über eine oerhängte Strafe
erging, die allgemeines Aufsehen erregte und also skthBI
»Es ist auch nicht vorben zu gaben (dasz) weil mehr höchstged Fürst

Joh« Moritz den Gottesdienst allzeit mit grofzer Deootion beggewohiiet
(hergegen einige Unterthanen nicht einmal beg dem Gebet die Häupter
entblöfzen wollen). Cr dieselben anfangs warnen (und weil sie siih
nicht daran gekehret) endlich ein sonderliches Andenken einer Strafe
gegen solche Verächter des Gottesdienstes ergehen und dem einen den

Hut abnehmen und öffentlich in der Kirche anschlagen lassen.«
Am Tage der Ritterschlagsfeier nämlich war oiel Volk in die kleine

Kirche geströmt. Vor dein Altar sahen linker- uiid rechterhand auf
Stühlen und Bänken die Ritter und boten in ihren glänzenden Ge-

wändern einen prachtvollen Anblick. In der Mitte stand Moritz von

Rassau mit dem Schwerte in der Hand um den Ritterschlag vorzu-
nehmen bei den neuen Herren, die zur Aufnahmein den Johanniter-
Orden für würdig befunden waren.

Während der Predigt liesz der Fürst die Blicke über seine Getreuen

schweifen und musterte auch die Untertanen, die Kopf an Kopf die

Kirche füllten. Da wurde er plötzlich einen Fischer gewahr, der, uin

besser sehen zu können, den Hals in die Höhe reckte und die anderen

Besucher um Haupteslänge überragte. Das war an sich keine Sünde.
Aber auf dem Kopfe des Mannes thronte ein grofzkrempiger Filzhut.

Der Mann hatte in der Neugier vergessen, sein Haupt in der Kirche
zu entblöszen. Sogleich entfachte der Gottlose, der sich nicht an die

Vermahnung kehrte, den Unwillen des Fürsten, und in seinem Zorn
gab er Anweisung, sofort eine Strafe in Kraft treten zu lassen. Er

schickte einen seiner Begleiter zu dem ,,Verächter des Gottesdienstes«
und liesz ihm den Hut oom Kopfe nehmen. Der Bauer, in dem

Glauben, dafz ihm der Fürst eine noch gröszere Strafe auferlegen würde,
flüchtete eilig aus der Kirche, seinen Hut im Stiche lassend.

Der Filzhut aber, der rund iim die Kreinpe eine Roszhaartroddel
trägt und wohl einen Durchmesser ooii nahezu 50 Zentimeter hat,
wurde in der Kirche aufgehängt mit der folgenden Mahnung des

Fürsten darunter:

,,Hier sollen die Hute und Mutzen Aller deren Groben etc. welche,
als man den Allerhöchsteii mit Gesang anruffet, Lobet und Daiiket

diesglbe«Ol)iieRespect auff den Köpfer Sitzen lassen angeschlagen
wer en.

Seitdem sind Jahrhunderte vergangen. Aber es hat sich nicht et-
eignet, dass ein zweiter Hut sich zu dem ersten gesellte. Die Strafe,
die dem Gemaszregelteii auch Hohn und Spott eintrug, hatte für alle

Zeit gefruchtet.
Der groszkrempige Filzhut aber hängt noch heute in der Ordens-

kirche zu Soiinenburg mit der energischen Vermahnung darunter an

alle, die ihre »Hüte und Mützen ohne Respect auff den Köpffen sitzen
lassen.« P a ul D a h m s.

Vom Totenglauben in der nördlichen Grenzmark.
Richt weit von der heutigen polnischen Grenze entfernt, ooin Bahn-

hof Firchau aus sichtbar, liegt das Kloster Jacobsdorf. In

der Gruft der Klosterkirche ruhen die ehemaligen Herren von· Jacobs-
dorf. Betritt man die Gruft, so stöfzt man in der mittleren Kammer

auf einen geköpfteii Leichnam. Ini Volke hat sich iini diesen Toten

in der Gruft zu Jacobsdorf eine Sage ges-bildet, die noch heute im

Kreise Schlochau umgeht und in mehr als einer Hinsicht aufschlufzresich
ist. Sie erzählt: ,,RXacl)-deni dieser Mann gestorben, war es plötzlich
ini Kloster nicht mehr geheuer. Zu nächtlicher Stunde wurden Türen

ooii unsichtbarer Hand ausgerissen iund zugeschlagen, nnd gleich dar-

auf erhob der grofze Bernhardiner im Klosterhof ein lautes Geheul
und Geioinsel. . . . Er machte dabei Bewegungen, als ob er sich
gegen einen Angreifer wehre. So ging es eine geraume Zeit. . . .

Cs gab wohl keinen Zweifel mehr: Der Petztoerstorbene ioar ein

Ungeheuer, das im Grabe keine Ruhe fand, und da
er an den frommen Brüdern des Klosters keinen Anteil hatte, rang
er iiiit irgendeinein warinbliitigen Vsesem mit dem groszen Hofhund
des Klosters. Man wollte dem unheimlichen Treiben ein Ende be-

reiten, und so stellten sich denn eines Rachts mehrere beherzte Männer
mit oerdeckten Vösindlsichternund einem Spaten auf die Lauer. Eben

oerzitterte der Ton »der 11.Stuiide in der dunklen Racht, sda hörten
sie wieder das bekannte Geräusch, und wieder heulte der Bern-

hardiner schauerlich auf und risz wild· an seiner Kette. Da machten
die Männer plötzlich Licht und öffneten diie Tür zum Grabgeivölbe.
In demselben Aiugenblsick lief-zder Geist oom Hunde ab, und es hsuschste
wie ein Vzindzug an ihnen vorüber. Sie sprangen ins Gewölbe und

beluetlstenLdasz der Tote, der diie Hände ooll Hundehaare hatte, seit-
llklgs le Psokge lag. Das stachen sie ihm mit dem Spaten »den Kopf
ab, ein dünner, roter Vlutstrahl sprang hoch, dann legten sie den

Fopfzwischen dsie geöffneteii Fiüsze Von nun an hatte der Tote

ruhe. . . .«

Gewisz eine unheimliche Sage, und wenn iins auch der Bericht-
erstaller, der sie im ,,Kreiskalender für den Kreis Schlochau« wieder-

gegeben hat, versichert, dass er sie von mehreren zuoerlässigen Leuten

habe, so werden wir doch das Ganze für eine Spsukgeschichte halten,
wie sie zu Hunderten anrh heute noch im Volke umlau«fen. Dem ist
jedoch nicht so. Tatsächlich ist der dort ruhende Leich-
nam geköpft worden, sund zwar deswegen, weil
man oen Toten fiir ein ,,Ungeheuer« hielt, wie

unsere Sage es ausdrückt Dieser Sage liegt folgendes
historisrhes Greign is zugrunde: Um 1750 starben in der west-
preuszischen Familie von Wollsrhläger eine Reihe oon Familienmit-
gliedern in kurzer Zeit. In der Familie galt nun der zuerst Ver-

storbene als leutsauger, der die anderen seiner Sippe nach sich ziehe.
Um die unheimliche Gewalt des Tote-n zu brechen, wurde auf Be-

schlusz eines Familienrates der cLeiche durch einen Reffen, den 1820

verstorbenen Joseph oon Wollschläger, der Kopf abgeschlagen. Da-

bei wurde das heroorquellenide Bliut in einem Becher a.ufgefangen.
In der oben erzählten Sage und der geschichtlichen Tatsache haben

wir eine Reihe von Einzelheiten zum Vampgrglauben, der

gerade im Osten Deutschlands stark verbreitet ist und noch 1913 zu
einer Leichenschändung als Folge dieses Axberglauibens geführt hat.
Clgentlich ist ein Vampgr eiin To-ter, der nachts seinem Grabe ent-

steigt, sum Lebenden dass leut aiuszusaugen. Jeder Vampgr zieht
Verwandte und Bekannte ins Grab nach. Dieser Zug ist in unserer
Siage ziemlich oerw-ischt, wir hören nur, »diander Tote miit dem Hunde
ringt. Dafür aber sind so manche andere Züge dieses unheimlichen
Glaubens hier treu überliefert So beschlieszen beherzte Männer,

-
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dem verderblichen Treiben Einhalt zu gebieten, indem der Leiche durch
einen Spatenstich der Kopf oom cRumpf getrennt werden soll. Auch
einen anderen wichtigen Zug dieser Ssagengattung hat unsere liber-

lieferung noch festgehalten. Nach dem Köpfen springt das rote Blut

hervor, und der Kopf wird zwischen die Beine gelegt.
BZenn eine solche Sage noch fast 200 Jahre nach dem geschicht-

lichen Ereignis aus ldem Löoiksniunde aufgezeichnet werden kann, dann

mufz der Glaube an den Biampgr oder das Un-

geheuer stark verbreitet gewesen sein iunsd auch heute noch
den Menschen in seinen Bann schlagen-. Dem ist tatsächlich so. Ein
heute fast vergessenes Bächlein, das den Aberglauben im Gebiete der

nördlichen Prosvinz Grenzmark Psoisen-Westpreufzen darstellt, berichtet,
dafz der Glaube an den Biampgr (Dat Uhiiii) in Westpreufzen und

Positimern vor rund 25 Jahren weit verbreitet gewesen ist. Schon
bei der Geburt ist ein solcher Mensch san der haubenartigen Haut auf
dem Kopfe, sder sogenannten Gsliickshaube, zu erkennen. Auch
heute noch will man im Kreise Schlochoiu das Zukünftige Ungeheuer
an dies-er Glückshaube erkennen. Um die Macht des Bampgrs .zu
brechen, braucht nian diese Gsliickshaube nur abzunehmen, zu rösten
und dem Kinde das Pulver davon einzugehen, ein Rezept, wie man

es vor etwa 25 Jahren auch empfahl.
Wie man dem verderblichen Treiben des Ungeheuers Einhalt ge-

bieten kann, hat unsere Sage bereits erzählt: man miusz der Leiche
den Kopf abschlagen und ihn zwischen ihre Fiiifze legen. Aber auch
auf andere Art und Weise glaubt man sdie Gewalt des Ungeheuers
brechean können. ön dem erwähnten Biichlein ist ziu lesen, dafz man

dem Leichnam ein Retz mitgeben muß, auch soll man ihm

einen Pfennig unter sdsie Zunge stecken. Dasz man zum
Schutz der Lebenden ein Fischernetz in den Sarg legen soll, wird auch
fiir Ehrbardsorf im Retzekreis und für Krojanke berichtet. On der
Aiitteiiung iiber Krosanke heiszt es übrigens auch, dasz man dein
Toten ein Geldstück lin den Mund stecken solle, um seine Wiederkehr
zu verhindern.

Ein Mensch, ider im Tode zum Ungeheuer wird, zeichnet sich nach
dem Biolksglauben im Kreise Schlochau häufig durch einen guten
Lebenswandel aus. Diesen Zug finden wir in einer zweiten Bann-gr-
sage aus diesem Kreise Aiurh sie ist im Schlothauer Kreiskaslenider
veröffentlicht worden: Ein wohlhaibender und mildtätiger Besitzer
namens Berndt war gestorben, » . . dieser Mann, dessen Leben nur

Frömmigkeit und Wohltun gewesen, war im Tode ein Ungeheuer,
das ismi Grabe keine·Ruhe fand und seine Anverwandten nachholte
In Abstand von wenigen Tagen starben alle seine bereits erwachsenen
Kinder. . . Aiuch die Frau des Verstorbenen lag schon auf dem

Sterbelager, —- da horte ein neben der Kirche wohnender Besitzer
eines canchts (es war im Winter) auf dem angrenzenden Kirchhof
ein laiutes Pbltern. Er öffnete die Tiirspiailte und sah auf dem Fried-
hof Männer.msit Kiarst und Spaten im Schein einer Laterne beschäftigt.
Er schlug ein Kreuz, schlosz leise »dieTiir und sagte zu seiner Frau:
,,R-iu grauwe’s Beendte sup.«— cRiachdem die Gräber den Sarg frei-
gelegt und geöffnet hatten, stachen sie dem Toten mit dem Spaten
den Kopf ab. Ein roter leutstrahl sprang hoch auf. Dann schlossen
sie wieder das Grab. Rinn hatte der Tote Ruhe. Die Frau wurde
in wenigen Tagen gesund. . . «. Erich Blei ch.

Buchbesprechungen.
Beiträge zur Heimatknnde 0berschlesiens. I-1.Band, herausgegeben

von der Heimatksundlirhen Arbeitsgemeinschaft des Oberschlesischen
Plhiilologenverbandes Berlag der Leoibschiitzer Zeitung in Leobschsiitz
1924. Die erste Arbeit (Dr. E. Ble-dnar-a!) des 164 Seiten usmifassenden
Bandes ist ein Beitrag zur Fasmsislienforschungdes LeobschsiitzerLandes,
der die Stärke des Deutschtusms sin Leosbschiitzin der Zeit des Hussiten-
stxurmes und des Dreiszigiährsigen Krieges beweist. Eine längere
Arbeit (Dr. Gottsrhalk) gibt einen Rath-weis der «an den Univer-

sitäten des Msittelalters studierenden Oiberschlesiier, aus der sich z.B.
der damals sdeutskhe TsharaIkter der Universität Krakau ergibt.
Studienrat Malewski schreibt iiiber die Siäugetiere Oiberschlesiens
in der Eiszeit und diie Bsraunkohlenlager von Laband. Studienrat

Kvnitzkg macht Mitteilungen iisber das Wappen vom Gsarnissons
laza«rett, iiber das Madonnabsild zu Eosel und iiber F. A. Sebastian,
einen oberschlesischen Maler des 18.Jahrhunderts. Dr. Kraws

czgnski teilt eine Königs-Geburtstagsrede aus dem Jahre 1779
miit. Und Stusdsienrat Ernst Gdgnia liefert mit seiner Arbeit iiber
die schilesischeMunsdart im Kreise Leobschiitz einen wertvollen Beitrag
zur schlesischen Mundartenforschsung

Die silberne Jungfrau von GerhardBohlmaiin Leisnen
6 RM., geh. 4 RM. 392 Seiten. — Wir haben einen neuen be-
deuten-den sdeiitlschen Roman-dichter Miit 40 Jahren hat der oistideutsche
Gerhard Boshlsmasnn sein erstes Buch herausgebracht Ein Meister-
iwierk: den cRosmasn ider Johanna -d’A.rc. Eigentlsich ldas Bsuich eines

Bsoslskes,das idem Untergange nahe ist, dem in idem einfachen Mensche-n
aus dem Boilke idie Rettung erste-ht. Jene Ereignisse, aus Boslrtsaiire
Schiller, Shaw bekannt — viosn Bohllmann neu gesehen und geformt
(wenn auch nicht immer historisch bleiben-d) fesseln uns »so,als er-

siihren wir alle Begebenheiten zum erstenmal. Alle Gestalten:
Johanna, der D«a-u.ph«isn,Dsun-ois, Tasllbbt, Anhänger und Gegner find
neusartisg, ganz in unsere Zeit hinein passen-d, gezeichnet. Johanna ist
zxusm Gewissen ihres Bsoslkes geworden. Dariiber hinaus ein Symbol
fiir »das Geheimnis, fiir sdsie natiionale Krarft eines jeden Boslskes

schlechthin Berfenite, Aussgestiofzene von den Bewohnern Doimremis

Verfolg-te sinkd idie d’Arcs. Sehr einsam unsd lieb-los ist Johanna-s
Kindheit gewesen. Enschreckenid einsam, osesrkansnt bleibt sie, ails sie
die grofze, ihr voim Schicksal auferlegte Aufgabe er-fiilslt. Mit traum-

shasfter Sicherheit trifft sie das Rechte. Aber bitt-erschwer trägt sie an

dieser Mission: die Bolkstiimlichkeih das Herrschenmiissen Mehr zu
wissen unsd zu sehen als alsle and-ern sisnsdihre schwerste Bsiiride Uni
den Zwiespalt zwischen Krone unid Boslk zu -iiberbr«iicken,uini den ge-
meinsamen Borstofz gegen sden Feinsd zu erzwingen, beischiliefzt sie, sich
zu opfe-rn, sich von den Engländern fangen zu lassen. Da erhebt sich
einig das ganze französische Bolk unsd vertreibt sdise Feinde, Johanna
ist von »den Engländern verbrannt woriden. Sie ist idass »S«inns.bilsdder
Lauter-skeit und tapferen Treue iim Geiste. So möge sie wiederkehren
durch die Menschengeschlechter bis in die letzten Zeiten: »Eine Leuchte
iiber Iden dunklen Weg aslslier Berzaigtseim eine F«l’aimime,an deren cRein-

heit sich der Wsislile verfasllender Bsösliker asuifrirhtiet««.
M. H e g n e.

Persönliches.
BDO-Landesfiihrer Kriebel.

Der Lansdesfsiihrer Ostmasrk des Bundes Deutscher Osten, F r i ed-

rich Karl Kriebel, begeht am Z.August seinen 50. Geburts-
t a g. Kriebel wursde in K e in p e n (Psosen) geboren, besuchte die

Schule in W«irsitz, Gnesen, Tremessen und das Ggmnasium
in Odhenscilza 1907 trat er M Cu«l«msee in den Koiiiinunal-
dienst ein, ging 1914 als Kriegsfreiwilliger an die Front,
nach Ausbruch der Rosvemberrevsoslte trat er im Grenzsrhutz her-
vor und rief Biio l ksr äte in Eulmsee und anderen Orten ins Leben
und leitete die Zeitschrift ,,Desutscher Boslksrat«. Als
er seine Weichsselheimat verlassen mußte, stellte Kriesbel sich sofort der

aus »demZusammenbruch erstanden-en neuen Oistb eswegsung zur
Bierfsiigung; er nahm als Ortsgruppenlesiter sdes Deutsch-en Ost-
b u nde s sin Frankfurt a. d. Osder an dessen Arbeit führende-n Anteil;
er war Ortsgnuppenleiter des Be rbiandes nation al-

gesinnter Soldaten, Führer sdes später der SA. einge-
gliederten ,,Bundes Grenzschutz Ost« und wurde im Frühjahr
1933 zum Landesfijhrer Olstmark des BlDlO berufen. Mit 18 Jahren
schon stand Kriebel in der völkischen Bewegung; er hat in
der kaisserlichen wie vor allem sin der Zeit der Rosvemsberregierungen
wegen seiner politisch-en Einstellung manche persönliche und behördliche
Anfeisndung und Zsuriicksetzung erfahren. öni Aiugust 1919 schon wurde

er in Danzig Mitglied der »Deutschen Arbeiterpartei«,
einer Borläuferin der Hitlerbewegung ösn Frankfurt a. d. Oder

leitete er die erste Ksube-Bjersam-mlung und stellte mit dem
von ishm geleiteten ,,Grenzschsutz Ost« den Saalschiutz fiir diese Ber-
sainmlung Kriebel gehört zu den ersten Beamten, dsie es wagten, sich
offen zur MSDIAP zu bekennen. Sowohl a:l«s Leiter sder Zeitschrift
,,Deutsrher Bolksrat«, wie asls Mitarbeiter des ,,0!stland«, des

»Märkis·schen Adlers« und vieler anderer nationaler Blätter hat
Kriebel sich auch durch zahlreiche Au«fsätze, Abhandlungen und
Rsovellen als Schriftsteller unids nicht zuletzt aiurh durch seine
gerasde in oistdeutschen Kreisen viel beachteten Gedichte asls Lgri ke r

einen Ramen gemacht.
J-

(S)ebnktstaqe: Rudolf J- n ck s ch, Postassistcnt i. :)i’., iii Berlin SW 68, Neuen-
biirgcr Str. 35 (fr· L. P. Poscns, am s. 70 J-.

GestorchWitwe Amanda G c B, geli. Patt6, in Bad Sule, fr. Ple«scl")cn,
ani s. 7., 77 « .

Allen Bekannten aus dem Posener Lande zur Nachricht, daß
unser lieber Vater und Großvater

fsmannLehrer i. R. Hermann Ho
(1888—1919 in Zlotnik, Kr5. Besen-West)

am 5. Juli 1934 im Alter von 74 Jahren sanft entschlafen ist.
Offb. Joh. 14, 13,

Im Namen der Hinterbliebenen
Elisabeth Hoffmann

Neusalz (Oder), Margaretenstraße 4.

Wer kennt
die Anschrift der Frau Klara Mökel

geb. Pischke, früher in Nakel a.d.

Netze, zuletzt im Flüchtlingslager
Winsdorf. Freundliche Zuschr. erb.
an Frau Marie Kottke,Kirchhallen-
Grafenwald 76X2, Westsalen.
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